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Die Agenda 2030 ist der zentrale Orien-
tierungsrahmen für globale nachhaltige 
Entwicklung. Sie stellt Nachhaltigkeit in 
den Mittelpunkt – und betrachtet ökologi-
sche, ökonomische und soziale Aspekte von 
Entwicklung als sich bedingende Faktoren. 
Für uns in der GIZ ist das eine Bestätigung 
unserer Ansätze, die wir seit Jahren verfolgen. 
In der Umsetzung der Agenda 2030 sind für 
uns fünf Umsetzungsprinzipien von zent-
raler Bedeutung. Sie verdeutlichen die neue 
Qualität der Agenda und sind die Grundlage 
für unsere Umsetzungsbeiträge (Univer-
salität; integrierter Ansatz; niemanden 
zurücklassen; gemeinsame Verantwortung; 
Rechenschaftspflicht).

Die Agenda 2030 gilt für uns alle – egal ob 
Entwicklungs-, Schwellen- oder Industrieland. 
In jedem Land auf der Welt besteht Verän-
derungsbedarf für nachhaltige Entwicklung. 
Dabei sind die zahlreichen globalen Heraus-
forderungen eng miteinander verknüpft: Die 
drei Dimension von Nachhaltigkeit bedingen 
einander gegenseitig und sind untrennbar.

Die Nachhaltigkeitsziele können nur erreicht 
werden, wenn alle, also Regierungen, Unter-
nehmen, Zivilgesellschaft und Wissenschaft 
gemeinsam an einem Strang ziehen. Es gilt 
niemanden zurückzulassen! Besonders die 
mit der leisesten Stimme und den geringsten 
Entwicklungschancen müssen in den Mittel-
punkt gestellt werden. Ergriffene Maßnah-
men und erreichte Fortschritte gilt es genau 
zu erfassen und zu überprüfen. Deshalb 
ist auch Rechenschaftspflicht ein Teil der 
Agenda 2030.

Zur Finanzierung der Umsetzung der Agenda 
2030 steht die Mobilisierung der Eigenein-
nahmen der Länder im Vordergrund. Die GIZ 
unterstützt die Partnerländer dabei, indem 
wir gemeinsam Lösungen zur Stärkung der 
nationalen Haushalte, Rechenschaftspflich-
ten und Transparenz erarbeiten. Ziel ist es, 
unsere Partnerländer zu befähigen, die Agen-
da 2030 aus eigenen Mitteln umzusetzen.
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Eigeneinnahmen für Entwicklung
Die UN-Nachhaltigkeitsziele umzusetzen kostet Geld –  
und das muss auch von den Entwicklungsländern kommen

| Anna Kravtšenko und Andrea Lueg

Die Agenda 2030 der Vereinten Natio-
nen soll eine nachhaltige Entwicklung 
erreichen. Doch wie kann die Umset-
zung der UN-Entwicklungsziele finan-
ziert werden? Einen Teil leistet die Ent-
wicklungshilfe aus Industriestaaten. 
Aber es bedarf auch finanzieller An-
strengungen der Entwicklungsländer. 
Für sie kommt es darauf an, dass sie 
mehr Einnahmen erzielen und weniger 
Ressourcen illegal abfließen.

Steuern machen laut dem Internationalen 
Währungsfonds in Deutschland ein gutes 
Drittel, in Dänemark sogar knapp die Hälfte 
des Bruttoinlandsproduktes aus. In Afgha-
nistan hingegen sind es sieben bis acht und 
im Krisenstaat Somalia kaum zwei Prozent. 
Steuereinnahmen sind aber wichtig für die 
Entwicklungsländer, wenn sie selbstbe-
stimmt ihre Entwicklung gestalten wollen. 
Und es fehlt ihnen nicht nur an Einnahmen; 
es fließt auch viel Geld durch illegale Finanz-
ströme ab: durch organisierte Kriminalität, 
Geldwäsche, Steuerhinterziehung und -ver-
meidung gehen den Entwicklungsländern 
entscheidende Ressourcen verloren. 

Die niedrigen Steuerquoten in Entwick-
lungsländern haben unterschiedliche Ursa-
chen: unzureichende Kapazitäten in den 
Steuerverwaltungen, Mangel an qualifizier-
tem Personal und an Infrastruktur. Außer-
dem hat der informelle Sektor einen großen 
Anteil an der Wirtschaftsleistung, ohne dass 
die dort Tätigen Steuern zahlen würden. Es 
hapert außerdem an einem fairen und effek-
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Demonstration in Guatamala-Stadt im April 
2015. Der Protest richtet sich gegen Politiker, die 
in einen Korruptionsskandal mit Zollbetrug und 

Steuerhinterziehung verwickelt sind. Auf der 
Banknote steht: „Sie haben eine Millarde  

davon gestohlen!“
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tiven Steuersystem. Denn wenn den Zahlun-
gen der Bürger keine verlässlichen Leistun-
gen der Verwaltung gegenüberstehen, dann 
sinkt die Bereitschaft, Steuern zu zahlen. 

In vielen Ländern machen Menschen die 
Erfahrung, dass sie nur durch Bestechung 
zum Beispiel ärztliche Hilfe, eine Wohnung 
oder andere Dienstleistungen bekommen. 
Wofür dann also eigentlich Steuern zahlen?

|  Eine faire und integre 
öffentliche Verwaltung

Damit es zu solchen Systemen von Bestech-
lichkeit erst gar nicht kommt, müssen öffent-
liche Verwaltungen in den Kommunen und 
auf nationaler Ebene Dienstleister der Bürger 
sein und vor ihnen auch Rechenschaft able-
gen. Die Einnahmen sollten zudem auch den 
Bedürfnissen der Bürger entsprechend aus-
gegeben werden. 

Im Auftrag des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) unterstützt die Deutsche Ge-
sellschaft für Internationale Zusammenar-
beit (GIZ) GmbH Kommunen zum Beispiel 
darin, Bürgerhaushalte umzusetzen: über die 
Verwendung eines Teils ihres Gemeindehaus-
halts können die Bürgerinnen und Bürger 
mitbestimmen. Oft arbeitet die Kommune 
gemeinsam mit einer lokalen zivilgesell-
schaftlichen Organisation. Das erste Ziel ist 
es, Bürgerinnen und Bürger zum Thema 
Haushaltsplanung und Finanzen zu sensibili-
sieren. Langfristig kann ein Bürgerhaushalt 
dazu führen, dass die Bereitschaft, Steuern 
und Abgaben zu zahlen, steigt – was dann 
auch zur Erhöhung der Eigeneinnahmen 
führt.

Um Steuereinnahmen zum Fließen zu 
bringen, muss eine ordnungsgemäße, trans-
parente, verantwortliche Verwaltung einge-
führt und außerdem dafür gesorgt werden, 
dass die Beamten nicht korrumpiert werden 
können. Das kann man zum Beispiel durch 
Gesetze gegen Bestechung oder einen ver-
pflichtenden Verhaltenskodex erreichen. 

|  Steuervermeidung als  
Unternehmensstrategie

Die Steuervermeidungsstrategien multinati-
onaler Konzerne bringen die Entwicklungs-
länder um hohe Summen. Es gelingt Unter-
nehmen mit unterschiedlichsten Tricks, Ge-

winne zu verschleiern und dabei bestehende 
Rechtslücken auszunutzen, sodass kaum 
Steuern anfallen. 

Die Firmen verschieben in solchen Fällen 
Gewinne zwischen einzelnen Unternehmens-
teilen in unterschiedlichen Ländern. Gewin-
ne werden an Unternehmensteile in Ländern 
mit niedrigen Steuersätzen übertragen. Steu-
erbehörden brauchen ein ganz spezifisches 
Know-how, um die illegale Verschiebe- und 
Verrechnungspraxis von multinationalen 
Konzernen ermitteln zu können. Insbesonde-
re im Rohstoffsektor machen komplizierte 
Steuerregelungen den Kampf gegen Steuer-
vermeidung sehr schwierig. Die GIZ unter-
stützt seit 2009 unter anderem das African 
Tax Administration Forum (ATAF) dabei, 
Steuerabkommen auszuarbeiten, länderü-
bergreifenden Informationsaustausch zu or-
ganisieren und afrikanische Steuerverwal-
tungen zu stärken. 

Gleichzeitig ist es sinnvoll, bereits bei der 
Verhandlung von komplexen Investitions-
verträgen Experten bereitzustellen, die Ent-
wicklungsländer unterstützen. Das ermög-
licht Verhandlungen mit multinationalen 
Konzernen auf Augenhöhe. Neben Juristen 
und Finanzexperten sind oft auch Investiti-
onsberater, Geologen oder Umweltwissen-
schaftler gefragt. 

| Illegale Vermögen „reinwaschen“
Mittels organisierter Kriminalität, Steuer-
hinterziehung und Korruption können sich 
Unternehmen oder einzelne Personen zwar 
Geld beschaffen. Doch erst die Geldwäsche 
ermöglicht es zum Beispiel korrupten Regie-
rungsvertretern, auf die illegalen Gelder zu-
zugreifen und davon zu profitieren.

Um solche illegalen Vermögen aufzuspü-
ren, nachzuverfolgen und letztlich in die Ur-
sprungsländer zurückzuführen, müssen Be-
hörden besser vernetzt und internationale 
Standards eingehalten werden. Hier setzt die 
Arbeit der GIZ an: Trainings zur Zusammen-
arbeit zwischen Behörden tragen dazu bei, 
illegale Finanzströme zu bekämpfen. Die Un-
terstützung reicht von der Finanzermittlung 
bis zur Rückführung des Vermögens. 

| Schwierige Rückgabe
Millionen Euro aus illegalen Geldgeschäften 
zu konfiszieren – das klingt zunächst mal 
gut. Das könnte dann doch gleich in den ge-
schädigten Staatshaushalt fließen, oder? 
Ganz so einfach ist es leider nicht. Laut ei-
nem Bericht der Weltbank wurde zwischen 
2010 und 2012 zwar ein Vermögen von 1,4 
Milliarden US-Dollar eingefroren, aber nur 
150 Millionen US-Dollar zurückgeführt

Oft ist zum Beispiel unklar, welche Behörde 
in einem Land für die Rückführung des Gel-
des zuständig ist. Außerdem ist der Austausch 
sensibler Daten problematisch und auch die 
Rechtssysteme sind unterschiedlich. 

Die Opferländer haben zudem das berech-
tigte Interesse, das zurückgegebene Geld ei-
genverantwortlich zu nutzen. Demgegenüber 
plagt die zurückgebenden Länder die Sorge, 
das Geld könne wieder in illegalen Kanälen 
landen. Für dieses Dilemma muss man prag-
matische und individuelle Lösungen finden

|  Korruption und deren Folgen,  
auch für die Umwelt

Einnahmen resultieren auch aus Investitio-
nen großer Unternehmen. Doch Firmen 
scheuen Investitionen, wenn vor Ort keine 
Rechtssicherheit gegeben ist und aufgrund 
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von Korruption der Wettbewerb verzerrt und 
Entscheidungen der Behörden nicht bere-
chenbar sind. Oder wenn sie befürchten 
müssen, dass Investitionen in korrupten Ka-
nälen verschwinden. Außerdem sinkt die 
Steuermoral der Bürger, falls öffentliche Gel-
der veruntreut werden. 

Durch Korruption entstehen erhebliche fi-
nanzielle Verluste. Das „Center for Strategic 
and International Studies” schätzt, dass Ent-
wicklungsländer 2012 aufgrund von Korrup-
tion im privaten Sektor einen Schaden von 
rund 500 Milliarden US-Dollar erlitten ha-
ben. Erlöse, die Beamte in Entwicklungs- und 
Schwellenländern aus korrupten Geschäften 
ziehen, werden von der Weltbank auf jährlich 
20 bis 40 Milliarden US-Dollar geschätzt – 
das sind etwa 20 bis 40 Prozent der jährlich 
geleisteten öffentlichen Entwicklungshilfe. 
Dringend benötigte Mittel stehen den Ent-
wicklungsländern damit nicht zur Verfü-
gung. 

Die Folgen von Korruption gehen aber 
über die finanziellen Verluste durch Unter-
schlagung, Betrug und nicht realisierbare 
Einnahmen des Staates hinaus. Sie betreffen 
auch die kostbaren Ressourcen der Erde. De-

ren Schutz sichern inzwischen Maßnahmen 
wie die Einrichtung von Nationalparks und 
Abkommen wie das Washingtoner Arten-
schutzabkommen (CITIES) oder das Interna-
tionale Tropenholz-Übereinkommen (ITTA). 
Trotzdem werden die natürlichen Ressour-
cen immer weiter ausgebeutet – illegal.

Korruption ermöglicht das kriminelle Vor-
gehen: Im Bereich des Umwelt- und Klima-
schutzes sowie der Biodiversität bedeutet sie 
oft, dass Regularien und Schutzmechanis-
men unterlaufen werden. So werden für ge-
schützte Gebiete illegale Baugenehmigungen 
oder Rohstoffförderlizenzen ausgestellt. Be-
stechung ermöglicht illegale Abholzung so-
wie Wilderei und illegalen Wildtierhandel. 
Korruption untergräbt Umweltstandards und 
Kontrollen, so dass Abfall und Abwässer un-
geklärt in Gewässer geleitet oder anderweitig 
illegal entsorgt werden können. Knappe Was-
serressourcen werden übernutzt und Fangbe-
schränkungen umgangen.

Abgesehen von Verlusten für den Fiskus 
zerstört dies die natürlichen Ressourcen 
langfristig oder sie müssen sehr kosteninten-
siv wiederhergestellt werden. Die Bekämp-
fung von Korruption spielt also in vielen As-
pekten der Umsetzung der Agenda 2030 eine 
entscheidende Rolle. Bei ihrer Umsetzung 
lässt sich Korruptionsrisiken begegnen, in-
dem Prinzipien wie Transparenz, Rechen-
schaftspflicht, Partizipation und Integrität 
bei Maßnahmen berücksichtigt werden.

| Rolle von Medien und Zivilgesellschaft
Medien und Zivilgesellschaft handeln in der 
Regel außerhalb des direkten staatlichen Ein-
flusses und sind deshalb besonders resistent 
gegen politischen Gegenwind. Fortschritte 
bei der Bekämpfung von Korruption und der 
Mobilisierung von Eigeneinnahmen sind 
deswegen häufig dem kontinuierlichen 
Druck von NGOs und Zivilgesellschaft zu ver-
danken. 

Insbesondere in Ländern mit schwacher 
Gewaltenteilung sind Zivilgesellschaft und 
NGOs häufig die einzigen Kräfte, die effektiv 
Rechenschaft und Transparenz einfordern 
können. Whistleblower und investigative 
Journalisten spielen eine ganz wichtige Rolle, 
wie die Panama und Paradise Papers gezeigt 
haben. Vor allem, wenn sie sich international 
vernetzen und Informationen austauschen. 

Die GIZ arbeitet deshalb mit NGOs wie zum 
Beispiel Transparency International in vie-
len Ländern zusammen und unterstützt die 
Zivilgesellschaft. 

Vor allem ist eine langfristige, nachhaltige 
Unterstützung von NGOs wichtig. Deren Mit-
glieder bauen sich nämlich über viele Jahre 
eine Expertise in einem bestimmten Bereich 
auf, zum Beispiel bei der Bekämpfung kor-
rupter Strukturen im Rohstoffsektor. Mit ih-
ren Kompetenzen sind sie allerdings auch 
für die Privatwirtschaft interessant und wan-
dern unter Umständen ab. So entsteht ein 
brain drain, der unbedingt vermieden wer-
den sollte.

Auch wenn noch enorme Anstrengungen 
nötig sind, um die Eigeneinnahmen der Ent-
wicklungsländer zu erhöhen: Überall da, wo 
Know-how aufgebaut, Standards eingeführt 
und umgesetzt werden, wo die Zivilgesell-
schaft gestärkt und international kooperiert 
wird und womöglich sogar Regierungen ent-
schlossen handeln, da kann man ermutigen-
de Erfolge sehen. Deshalb sollten wir nicht 
nur Bilder von Hunger und Armut vor Augen 
haben, wenn es um die Entwicklung armer 
Länder und die Debatte darüber geht, son-
dern auch Begriffe wie Steuern, Investitio-
nen, Korruption und illegale Finanzströme. 
Denn sie spielen eine entscheidende Rolle 
für die Umsetzung der nachhaltigen Ent-
wicklungsziele der Agenda 2030. |  |

Anna Kravtšenko  
ist Beraterin mit Schwer-
punkt öffentliche 
Finanzen im GIZ-Sektor-
programm Rohstoffe und 
Entwicklung. 

Andrea Lueg
ist freie Journalistin. Sie 
arbeitet unter anderem für 
die Deutsche Welle, den 
Deutschlandfunk und den 
WDR.

„Gute Steuerzahler bauen die Nation auf“:
 Bemalte Mauer in Monrovia, Liberia.
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| Nina Korte

Das Leben in Ghana ist friedlich. Die 
Demokratie des Landes gilt in Afrika als 
beispielhaft. Nach Jahren wirtschaft-
lichen Wachstums hat es 2010 den 
Status eines Landes mit unterem-mitt-
lerem Einkommen erreicht. Die lang-
fristige Vision seiner Regierung ist die 
eines „Ghanas nach der Entwicklungs-
hilfe“. Dafür sollen ehrgeizige Regie-
rungsprogramme umgesetzt werden. 
Die Bereitstellung öffentlicher Güter 
erfordert jedoch ausreichende Staats-
einnahmen.

Im März 2017 feierte Ghana 60 Jahre Unab-
hängigkeit. Ein Grund zur Freude: Die 28 Mil-
lionen Einwohner des westafrikanischen 
Staates sind stolz auf ihr Land. Die prunkvolle, 
nach Angaben der Regierung von Privatun-
ternehmen finanzierte Inszenierung der Un-
abhängigkeitsfeiern mit Paraden der Sicher-
heitsbehörden, von Arbeitnehmervereini-
gungen und von Schulkindern war jedoch 
nicht unumstritten. 

Kritiker hatten im Vorfeld zu einer maßvol-
len Unabhängigkeitsfeier aufgerufen. Denn 
Ghanas Wirtschaft ist in der Krise. Die Ar-
beitslosigkeit ist hoch, die makroökonomi-
schen Kennzahlen sind schlecht. Das Wirt-
schaftswachstum betrug 2016 nur vier Pro-
zent, die Inflation belief sich auf 15 Prozent 
und die Staatsverschuldung war auf 74 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts gestiegen. 

Ein Großteil des Staatshaushaltes wird zur 
Schuldentilgung und Zahlung von Gehältern 
und Löhnen im öffentlichen Sektor benötigt. 
Ghanas Ausgaben übersteigen regelmäßig 
die Einnahmen. Der finanzielle Spielraum für 
entwicklungsförderliche Investitionen, wie 
etwa Gesundheit, Bildung und Infrastruktur, 
ist damit gering. Das Land ist reich an natürli-
chen Ressourcen wie Öl und Gold, doch fehlt 
es an verarbeitendem Gewerbe und Industrie. 
Die Agrarbranche liegt im Vergleich mit den 
Nachbarländern zurück, ist wenig produktiv 
und international unzureichend wettbe-

werbsfähig. Fast alles, auch Waren des tägli-
chen Bedarfs, wird importiert. Viele Ghanaer 
empfinden die Lebenshaltungskosten als 
hoch. 

Kurzfristig steht Ghana vor sehr schwieri-
gen Aufgaben, mittelfristig sind seine Chan-
cen gut. Die Hoffnungen der ghanaischen 
Bevölkerung in die im Dezember 2016 ge-
wählte Regierung des vorherigen Oppositi-
onsführers Nana Akufo-Addo von der Neuen 
Patriotischen Partei (NPP) sind groß. Die pri-
vatwirtschaftsfreundliche Regierung hat sich 
zum Ziel gesetzt, die sozioökonomische Situ-
ation Ghanas zu verbessern und das Land 
nachhaltig zu entwickeln. 

Um das Ziel eines „Ghanas nach der Ent-
wicklungshilfe“ zu erreichen, sollen die Pri-
vatwirtschaft gestärkt, mehr Arbeitsplätze 

geschaffen und der Staatshaushalt stabilisiert 
werden. Zentrale Regierungsprogramme, um 
diese Ziele zu erreichen, sind: „Landwirt-
schaftlicher Anbau für Arbeitsplätze und 
Wachstum“, „Ein Damm je Dorf“, „Eine Fabrik 
je Distrikt“, aber auch „Freier Zugang zu Se-
kundarschulen“. Diese Versprechen waren be-
reits zentraler Bestandteil des Wahlprogram-
mes der NPP. Die Regierung um Präsident 
Nana Akufo-Addo bemüht sich, sie umzuset-
zen. Aber wie können die Programme finan-
ziert werden?

Zur Konsolidierung des Staatshaushaltes 
sollte die Aufnahme neuer Schulden vermie-
den werden. Die Bereitstellung öffentlicher 
Güter erfordert jedoch ausreichende Staats-
einnahmen. Als Mittel der Wahl stellt sich aus 
ökonomischer wie aus demokratietheoreti-
scher Sicht die stärkere Mobilisierung eigener 

„Unsere Steuern – Unsere Zukunft“
Eine landesweite Steuerkampagne und Steuerreformen in Ghana
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Einnahmen aus Steuern, Zöllen, Abgaben 
und Beiträgen dar. Erlöse aus dem Export na-
türlicher Ressourcen wie Öl und Gold können 
Eigeneinnahmen nur ergänzen und nicht er-
setzen, da sie Preisschwankungen der Roh-
stoffmärkte unterliegen und kaum zur Stär-
kung der Staat-Bürger-Beziehung beitragen. 
Auf Einnahmen aus Zuwendungen der Ent-
wicklungszusammenarbeit kann Ghana 
nicht dauerhaft zählen. Als Mitteleinkom-
mensland bereitet sich Ghana darauf vor, 
dass diese Zuwendungen in der Zukunft ge-
ringer werden.

Die ghanaische Regierung bemüht sich da-
her verstärkt um Reformen der Finanzpolitik 
und -verwaltung. Seit 2015 ist Ghana Mitglied 
der Addis Tax Initiative und zeigt damit seine 
Reformbereitschaft. Finanzminister Ken Ofo-
ri-Atta unterstrich im November 2017 in der 
Vorstellung des Haushaltsentwurfs im Parla-
ment erneut die Bedeutung eigener Einnah-
men für den Staat. 

Ghana schöpft das Potenzial, aus Steuern 
Einnahmen zu erzielen, noch wenig aus. Die 
Steuerquote, also das Verhältnis von Steuer-
einnahmen zum Bruttoinlandsprodukt, lag 
2017 bei 15 Prozent. Dies ist auch im Vergleich 
zu anderen Ländern vergleichbaren Einkom-
mensniveaus gering. Internationale Organi-
sationen setzen sich zur nachhaltigen Ent-
wicklungsfinanzierung für eine Richtmarke 
oberhalb der 20 Prozent ein. Eine Steuerquo-
te von unter 10 Prozent reicht nicht einmal 
zur allgemeinen Grundversorgung der Bevöl-
kerung. Liegt sie unter 20 Prozent, ist nicht 
genug Kapital für entwicklungsförderliche 
Investitionen in Gesundheit, Bildung und Inf-
rastruktur, die allen Einwohnern zugänglich 
sind, vorhanden. 

Die Gründe für die noch zu geringen Eigen-
einnahmen sind vielfältig: Die Steuerbasis ist 
schmal. So schätzt die Regierung, dass min-
destens sechs Millionen Ghanaer über ihre 
Einkommenssteuer ihren Beitrag zur Finan-
zierung des Staates leisten könnten. Als Steu-
erzahler registriert sind jedoch nur 1,2 Millio-
nen Ghanaer, eine Million aus dem formalen 
und 200.000 aus dem informellen Sektor. 
Auch im Bereich der Unternehmenssteuern, 
Umsatz- und Verbrauchssteuern wie auch der 
Import- und Exportzölle ist das Steuerpoten-
zial noch groß. Die Steuergesetzgebung hat 
Schlupflöcher, die Finanzverwaltung Schwä-

chen, die Steuergesetze sind nur unzu-
reichend durchgesetzt. Das ermöglicht 
Steuervermeidung und -hinterziehung. 

Die Regierung strebt langfristig eine 
Eigenfinanzierung des Staates an und 
setzt sich daher dafür ein, die Steuerba-
sis auszuweiten, Lücken in der Steuerge-
setzgebung und Steuererhebung zu schlie-
ßen, Steuerbefreiungen zu reduzieren und 
die Steuerehrlichkeit und Befolgung von 
Steuervorschriften zu stärken. Dabei stehen 
ihr ihre Entwicklungspartner zur Seite.

 | Good Financial Governance
Seit mehr als zehn Jahren unterstützt die 
deutsche Entwicklungszusammenarbeit mit 
dem Good Financial Governance-Programm, 
kofinanziert durch die Schweiz und die Nie-
derlande, das ghanaische Finanzministerium 
in der Reform der Steuerpolitik und die gha-
naische Finanzverwaltung in der Reform der 
Steuerverwaltung auf nationaler Ebene. Er-
gänzt wird dies durch ein Dezentralisierungs-
reformprogramm, das unter anderem auf die 
stärkere Erhebung lokaler Steuern wie Grund- 
und Gewerbesteuern zielt. Beraten wird auch 
zu Haushaltsaufstellung und Rechenschafts-
pflicht. Die Unterstützung ist wertebasiert: 
Wichtig ist nicht nur, wie viele Steuern einge-
nommen werden, sondern auch die Art und 
Weise, in der das geschieht. Neben der Mobili-
sierung eigener Einnahmen wird die Glaub-
würdigkeit der Haushaltsplanung und die 
demokratische Kon trolle und Aufsicht über 
die öffentlichen Finanzen gestärkt.

Erste Erfolge sind zu verzeichnen: Eine 
steuerpolitische Grundsatzabteilung des Fi-
nanzministeriums wurde gegründet und eta-
bliert, ehemals getrennt operierende Finanz-
behörden zu einer integrierten Finanzverwal-
tung zusammengeführt und in verschiede-
nen Partnerdistrikten ein Kataster entwickelt 
und eingeführt. Die Grundsteine sind gelegt, 
doch längst noch nicht alle Probleme gelöst. 

Entscheidend für den Erfolg wird der Wille 
aller zu tiefgreifenden Veränderungen sein. 
Erste Anzeichen sind positiv: Die Regierung 
hat sich klar zu Reformen bekannt. Die Ein-
führung eines Nationalen Personenstands-
systems, eines Nationalen Adresssystems 
und die damit einhergehende Digitalisierung 

des öffentlichen Sektors machen es einfa-
cher, potentielle Steuerzahler zu identifizie-
ren. Erste Schritte zu einer besseren Zusam-
menarbeit unterschiedlicher Verwaltungs-
einheiten sind gemacht.

In einer landesweiten Steuerkampagne mit 
dem Thema „Unsere Steuern – Unsere Zu-
kunft“ ist die Ghana Revenue Authority aktiv 
auf die ghanaische Bevölkerung zugegangen. 
Vermittelt werden sollte der Zusammenhang 
zwischen Steuern und öffentlichen Gütern. 
Zugleich wurde angekündigt, dass die Finanz-
verwaltung die Befolgung von Steuervor-
schriften verstärkt durchsetzen wird. In den 
nächsten Jahren wird weiter daran gearbeitet, 
eine Steuerkultur aufzubauen, die Steuermo-
ral zu heben, die Steuerzahlung zu vereinfa-
chen und die Qualität der Finanzverwaltung 
zu steigern. Ziel ist die transparente, effektive, 
effiziente und faire Besteuerung aller steuer-
pflichtigen Ghanaer, um die nachhaltige Ent-
wicklung des Staates zu ermöglichen.  |  | 

Dr. Nina Korte
unterstützt für die GIZ 
Steuerreformen in Ghana.

Steuern finanzieren den Zugang  
zu einer Ausbildung für alle. 

Foto: Nina Korte
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Wie wichtig ist es, die Eigenfinanzierungsfä-
higkeit von Entwicklungsländern zu stärken?

Die Umsetzung der Ziele der Vereinten Nati-
onen für nachhaltige Entwicklung hängt von 
der Fähigkeit Afrikas ab, Steuereinnahmen 
zu generieren. Die notwendigen Ausgaben 
zur Erreichung dieser Ziele werden jährlich 
auf insgesamt 120 Milliarden US-Dollar 
geschätzt. Dafür wäre eine Verdreifachung 
der Entwicklungshilfe in fast 100 Entwick-
lungsländern erforderlich. Die Eigenfi-
nanzierungsfähigkeit ist also wichtig, um 
die Finanzierungslücke zu schließen, aber 
auch, um den Gesellschaftsvertrag zwischen 
Regierungen und ihren Bürgern zu festigen. 
Regierungen, die auf Steuereinnahmen 
angewiesen sind, müssen besser auf die 
Bedürfnisse der Bürger eingehen. Außerdem 
sollte die Regierungsführung insgesamt 
verbessert werden. Durch Entwicklungshilfe 
geschieht das oftmals nicht.

Die Steuerquote in afrikanischen Ländern 
liegt durchschnittlich bei nur etwa 18 Prozent. 
Warum? 

Für die – jeweils am Bruttoinlandsprodukt 
gemessen – niedrigen Steuerquoten gibt 
es verschiedene Gründe. Eine große Rolle 
spielen der Umfang von Schattenwirtschaft 
sowie der Anteil des Agrarsektors, in dem oft 
Tausch- oder Schattenwirtschaft herrscht, 
an der Wirtschaftsleistung des jeweiligen 
Landes. Ein weiterer Grund für niedrige 
Steuereinnahmen sind Verluste durch ille-
gale Finanzströme. Zudem hängt in vielen 
rohstoffreichen Ländern das Steuervolumen 
stark von den Einnahmen aus natürlichen 
Ressourcen ab. Entsprechend 
den Preisschwankungen auf 
dem Rohstoffmarkt sind die 
öffentlichen Einnahmen 
in diesen Ländern äußerst 
instabil. Durch sinkende 
Rohstoffpreise erlebten viele 
afrikanische Länder einen 
Rückgang ihrer Einnahmen. 
Und: Steuern von multinati-
onalen Konzernen machen 
einen großen Anteil der 

nationalen Steuervolumina aus. Aggressive 
Steuervermeidungs- und Gewinnverlage-
rungsstrategien von Unternehmen wirken 
sich sehr nachteilig auf die Steuereinnah-
men aus. Aus all diesen Gründen sind eine 
gute Steuerpolitik und eine funktionsfähige 
Steuerverwaltung wichtig.

Die Steuermoral in Afrika wird als gering 
eingeschätzt. Was kann getan werden, um 
die Einhaltung der Steuervorschriften zu 
verbessern?

Entscheidend ist, dass Steuern als zentra-
ler Bestandteil des Gesellschaftsvertrags 

verstanden werden. Die 
Beteiligung von Bürgern 
an öffentlichen Entschei-
dungsprozessen, steuerliche 
Rechtssicherheit und Fair-
ness, Zugang zu öffentlichen 
Gütern und Dienstleistungen 
und geringer Aufwand für 
die Einhaltung der Steuervor-
schriften verbessern die Steu-
ermoral. Die Bereitschaft der 
Bürger, ihren Steuerpflichten 

nachzukommen, kann relativ einfach und 
kostengünstig erhöht werden: etwa indem 

man mit den Steuerpflichtigen regelmäßig 
Kontakt aufnimmt, sie flächendeckend 
informiert und in den Steuerbehörden Ser-
viceschalter bereitstellt. Die Sanktionen für 
Steuervermeider müssen klar definiert und 
durchgesetzt werden. Dazu bedarf es eines 
eindeutigen Sanktionsmechanismus, der 
für wirksame Abschreckung sorgt und der 
einheitlich angewendet wird.

Welchen Ansatz verfolgt das African Tax Ad-
ministration Forum (ATAF), um die Steuerquo-
te in afrikanischen Ländern zu erhöhen?

ATAF unterstützt Länder dabei, ihre Steuer-
politik und Steuerverwaltung zu verbessern. 
Derzeit führt es Länderprogramme mit 
technischer Beratung in 16 Mitgliedsländern 
durch. Diese Programme zielen darauf ab, 
Missbrauch bei Verrechnungspreisen aus 
internationalen Transaktionen eines Unter-
nehmens (siehe auch Artikel S.10-11) zu be-
kämpfen. Außerdem darauf, Steuergesetze 
zu entwickeln, Schwächen der Steuerpolitik 
und Bereiche mit hohem Steuerhinterzie-
hungsrisiko zu identifizieren, Schlupflöcher 
zu schließen und Risikomanagementverfah-
ren anzuwenden. 

Länderübergreifend wird in Arbeitsgruppen 
gemeinsam an Problemlösungen gearbeitet. 
Die Themen sind grenzüberschreitende 
Besteuerung, Umsatzsteuern und Infor-
mationsaustausch. Aus unserer Sicht ist es 
wichtig, dass Steuerpolitik berechenbar und 
gerecht ist. Um Reformen zu fördern, hat 
ATAF verschiedene Instrumente entwickelt, 
wie Ansätze zur gesetzlichen Festlegung, wie 
Verrechnungspreise verbucht werden, oder 
Mustervereinbarungen für Doppelbesteue-
rungsabkommen.

Engagiert sich ATAF auch in Forschung, Wei-
terbildung und Qualifizierung?

Über den African Tax Outlook und das 
African Tax Research Network  betreibt 
ATAF eine Forschungsplattform, die einen 
wichtigen Beitrag bei der Gestaltung und 
Umsetzung von Steuerreformen leistet, 
zum Beispiel durch die Evaluierung von 
Steuerreformen oder die Bereitstellung 

„Steuerpolitik muss berechenbar und gerecht sein“

Interview mit Logan Wort, Generalsekretär des African Tax Administration Forum,  
über die Eigenfinanzierungsfähigkeit afrikanischer Länder

Logan Wort ist Geschäftsführer des African Tax 
Administration Forum. Zuvor hat er bei der süd-
afrikanischen Steuerverwaltung die Abteilung 

für Kommunikation und dann die Abteilung für 
Internationale Beziehungen geleitet.

„Regierungen, die auf 
Steuereinnahmen 
angewiesen sind, 
müssen besser auf 
die Bedürf nisse der 
Bürger eingehen.“
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von Steuerdaten. Sie dient auch als Diskus-
sionsplattform, um Wissenschaftler mit 
Entscheidungsträgern zur Steuerpolitik in 
Afrika zusammenzubringen. ATAF möchte 
sicherstellen, dass Afrikas Stimme in Steu-
erangelegenheiten auf der globalen Bühne 

gehört wird. Es bietet zudem Schulungen für 
Steuerverwaltungen an, um deren Kompe-
tenzen zu stärken. Dazu gibt es verschiedene 
Programme, zum Beispiel Online-Trainings-
kurse in den Bereichen Wirtschaftsprü-
fung und Steuerabkommen oder auch ein 
Studienprogramm, den Executive Master in 
Taxation.

Wie läuft die Zusammenarbeit zwischen 
ATAF und der Gesellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit (GIZ) GmbH?

Die Zusammenarbeit mit dem Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ) und der GIZ 
existiert seit 2009. Die Ko-
operation hat dazu beigetra-
gen, ATAF als internationale 
Organisation zu etablieren, 
die individuellen Service 
und technische Beratung zur 
Kapazitätsentwicklung von 
Steuerverwaltungen anbietet. 
Zudem hat die GIZ ATAF 
dabei unterstützt, Informa-
tionsaustauschprogramme 
durchzuführen, Online-
Trainingskurse für Steuerbeamte anzubie-
ten und Steuerabkommen auszuarbeiten. 
Aktuell gibt es gemeinsame Projekte zur 
Bekämpfung der Angabe falscher Verrech-
nungs- und Handelspreise. Die GIZ fördert 
solche Maßnahmen wie auch den Master-
Studiengang für Steuerbeamte. 

Wie sensibilisieren Sie afrikanische Führungs-
kräfte für die Notwendigkeit von Steuerrefor-
men?

Die afrikanischen Regierungen sind sich des-
sen bewusst, dass Steuerhinterziehung und 
Steuervermeidung die Mobilisierung von 
Eigeneinnahmen erheblich beschränken. Das 
Thema Eigenfinanzierungsfähigkeit zielt ins-
gesamt darauf ab, die Abhängigkeit von Ent-
wicklungshilfe zu verringern. Zur Erreichung 
der Agenda 2063, die die Entwicklungsziele 
der Afrikanischen Union formuliert, sollen 
Entwicklungsländer in der Lage sein, min-
destens 75 bis 90 Prozent der notwendigen 
Ausgaben selbst zu finanzieren. Mit einer 
besseren Steuerverwaltung lassen sich in 

afrikanischen Ländern bei allen Steuern die 
Einnahmen steigern. Ein ATAF-Projekt in Ru-
anda, in dem Steuerzahlern durch moderne 
Kommunikationskanäle der gesellschaftliche 
Nutzen von Steuern aufgezeigt wurde, hat 
bereits zu Mehreinnahmen von acht Millio-
nen US-Dollar geführt.

Lässt sich dafür auch die Digitalisierung 
nutzen?

Ja, es ist wichtig, dass Steuersysteme 
aufgerüstet und automatisiert werden. 
Um Steuereinnahmen zu erhöhen und zu 
gewährleisten, dass die Steuerpflichten 
erfüllt werden, ist es von grundlegender 

Bedeutung, Informations- und 
Kommunikationstechnik um-
fassend einzusetzen. In diesem 
technologischen Zeitalter 
können IT-Lösungen zudem 
die Transparenz in den Steu-
erverwaltungen erhöhen. Mit 
anderen Worten: Steuerdaten 
sollten umfassend gespei-
chert und abgerufen werden 
können, um Transaktionen 
über den gesamten Wertschöp-

fungsprozess hinweg verfolgen zu können. 
Die „Panama Papers“ haben den Wert und 
die Bedeutung von Steuerdatensätzen 
gezeigt. Um den Mehrwert ausführlicher Da-
tenanalysen nutzen zu können, sollten sich 
Steuerverwaltungen mit der erforderlichen 
IT-Infrastruktur ausstatten.

In Ruanda haben Digitalisierungsmaßnah-
men dazu beigetragen, die Kosten für die 
Erstellung von Steuerbescheiden zu senken 
und die Wartezeit für die steuerpflichtigen 
Unternehmen um durchschnittlich 23 Tage 
zu verringern. Mehrwert- und Lohnsteu-
ererklärungen können innerhalb weniger 
Minuten mit dem Online-System ausgefüllt 
werden. Ein 2014 veröffentlichter ATAF-
Forschungsbericht zeigt jedoch, dass es 
dennoch Bedenken hinsichtlich der Online-
Sicherheit gibt. Insgesamt ist die Akzeptanz 
elektronischer Dateisysteme auf dem Konti-
nent weiterhin gering.
 
Das Interview führte Tobias Fleckenstein, GIZ.

ATAF
Das African Tax Administration Forum 
(ATAF) ist eine internationale Organisa-
tion, die die Zusammenarbeit und den 
Wissensaustausch zwischen afrikani-
schen Steuerverwaltungen fördert. ATAF 
strebt den Aufbau von Kapazitäten in 
Steuerverwaltungen sowie eine bessere 
Nutzung der Synergieeffekte aus der 
Zusammenarbeit zwischen Steuerver-
waltung, Finanzministerium, anderen 
Ministerien, Zivilgesellschaft und Privat-
wirtschaft an. Seit seiner Gründung im 
Jahr 2009 in Kampala, Uganda, hat ATAF 
an Größe und Einfluss gewonnen. Heute 
ist ATAF mit seinen 38 afrikanischen 
Mitgliedsländern weltweit eine wichtige 
Stimme im Bereich Steuern.

ATAF wird von einem Führungsgremium 
geleitet, bestehend aus Vertreterinnen 
und Vertretern von zehn Ländern. Diese 
werden von der ATAF-Generalversamm-
lung für eine Amtszeit von zwei Jahren 
gewählt. Derzeit stellen neun Länder das 
Führungsgremium: Nigeria den Vorsit-
zenden, Mauritius den stellvertretenden 
Vorsitzenden, außerdem Burundi, Swa-
siland, Ghana, Liberia, Uganda, Tansania 
und Südafrika.

ATAF finanziert sich aus Mitgliedsbeiträ-
gen der 38 afrikanischen Mitgliedslän-
der, den Beiträgen des Gastlandes (Süd-
afrika) und der Entwicklungspartner, 
darunter Deutschland, Großbritannien, 
Niederlande, Norwegen, Schweiz, Irland, 
Finnland, Dänemark, die Afrikanische 
Entwicklungsbank, die Open Society of 
West Africa und die William and Flora 
Hewlett Foundation

„In diesem technolo-
gischen Zeitalter kön-
nen IT-Lösungen die 
Transparenz in den 
Steuerverwaltungen 
erhöhen.“
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| Anna Kravtšenko  und Luca Körner

100 bis 200 Milliarden US-Dollar – die-
se Summe geht Entwicklungsländern 
Jahr für Jahr verloren. Denn internati-
onale Konzerne ziehen ihre Gewinne 
in Steuerparadiese ab. Fachleute haben 
für diese wandernden Profite eine Be-
zeichnung: Verminderung steuerlicher 
Bemessungsgrundlagen und Gewinn-
verlagerung (Base Erosion and Profit 
Shifting, BEPS). 

Undurchsichtige Buchführung macht es 
möglich, dass Gewinne unversteuert bleiben. 
Sie macht es zugleich unmöglich,  über die 
Gelder, die den Entwicklungsländern so ent-
gehen, exakte Daten zu erhalten.  Die Zahlen 
basieren daher auf Schätzungen. Dass die 
verlorene Summe um ein vielfaches größer 
ist als die weltweit eingesetzten Entwick-
lungshilfeleistungen, ist jedoch unumstrit-
ten. Solange es für multinationale Unterneh-
men problemlos möglich ist, ihre Gewinne in 
Steueroasen wie die Bermudas, Panama oder 
die Cayman Islands zu verschieben, scheint 
der Kampf gegen Korruption, Steuerhinter-

ziehung und  -vermeidung aussichtslos. Die 
Paradise Papers-Enthüllungen haben diese 
Praxis erneut bestätigt. 

Sie macht es erforderlich, Entwicklungs-
ländern dabei zu helfen, dass die dringend 
benötigten Gelder innerhalb der Landes-
grenzen bleiben, und Unternehmen dazu zu 
bringen, ihre Steuerpflicht zu erfüllen. Die 
weltweite Entwicklungszusammenarbeit 
treibt daher ihre Agenda zur Bekämpfung 
von Steuerhinterziehung und  -vermeidung 
weiter voran. Im Fokus stehen vor allem roh-
stoffreiche Entwicklungsländer, die beson-
ders von BEPS betroffen sind. Dabei sollten 
auch die Länder selbst diese Bemühungen 
vorantreiben und politisch unterstützen.

Steuervermeidung im Rohstoffsektor be-
dient sich häufig des  Missbrauchs interner 
Verrechnungspreise, auf Englisch transfer 
pricing. Dabei handelt es sich um die Preise 
für Güter oder Leistungen, die innerhalb ei-
nes Unternehmens zwischen verschiedenen 
Unternehmensbereichen ausgetauscht wer-
den. Im Falle eines Missbrauchs zu Steuer-
vermeidungszwecken werden Gewinne zwi-
schen einzelnen Unternehmensteilen inner-
halb eines Konzerns verschoben. Häufig wer-
den sie an Unternehmensteile in Länder 

übertragen, in denen eine niedrigere Steuer-
belastung herrscht. Dem Staat, in dem der 
Gewinn eigentlich erwirtschaftet wurde, ent-
gehen Einnahmen. Ein Rohstoffunterneh-
men verkauft seine Güter an ein verwandtes 
Unternehmen mit Sitz in einer Steueroase, 
das das Produkt zu einem künstlich niedri-
gen Preis erhält. Anschließend wird das Pro-
dukt an den Endkunden weiterverkauft. Der 
erwirtschaftete Gewinn wird von dem Toch-
terunternehmen, dem das Produkt günstig 
vermacht wurde, versteuert – die eigentlich 
rohstoffproduzierende Mine zahlt daher 
kaum Steuern.  

Die Manipulation dieser internen Verrech-
nungspreise sorgt insbesondere auf dem af-
rikanischen Kontinent für Unmut in den na-
tionalen Steuerbehörden – und nicht zuletzt 
in der zu großen Teilen sehr armen Bevölke-
rung des Kontinents. Um dem Problem be-
gegnen zu können, versammelten sich im 
September 2017 Fachleute und Vertreter afri-
kanischer Steuerbehörden auf der „Internati-

Reisende muss man manchmal  
eben doch aufhalten
Wie Steuerflucht im Rohstoffsektor vermieden wird

Das Geschäft mit Rohstoffen ist undurchsichtig. 
Rohstoffreiche Entwicklungsländer sind beson-

ders von Steuerhinterziehung und -vermeidung 
betroffen
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onal Conference on Tax in Africa“ in Abuja, 
Nigeria. In der Gemeinschaft des African Tax 
Administrations Forum (ATAF), dem Ausrich-
ter der Konferenz, ist man sich einig: Man 
will den aggressiven und höchst fragwürdi-
gen Steuerstrategien multinationaler Kon-
zerne entschieden entgegentreten. Erfahrun-
gen aus afrikanischen Ländern zeigen jedoch 
insbesondere für den Rohstoffsektor ein eher 
gemischtes Bild. 

|  Korruption und deren Folgen,  
auch für die Umwelt

Tansania, einer der neuen Hotspots der Öl- 
und Gasförderung in Afrika, erlangte zwi-
schen 2014 und 2016 über 100 Millionen US-
Dollar an Steuergeldern zurück. Ausschlag-
gebend dafür waren die zwischen 2010 und 
2015 von der Regierung neu eingeführten 
Transfer Pricing- Regularien und Gesetze im 
Mineralöl- und Bergbausektor. Der Internati-
onal Tax Unit (ITU) gelang es im Auftrag der 
Tanzania Revenue Authority (TRA), in bisher 
fünf Transfer Pricing-Verfahren insgesamt 
103,5 Millionen US-Dollar von Unternehmen 
im Rohstoffsektor einzutreiben. Fortschritte 
gab es auch in Ghana, Sierra Leone oder Sam-
bia. In den meisten Ländern des Kontinents 
hat man in den vergangenen Jahren ein Be-
wusstsein für die Problematik entwickelt 
und bereits einige Fortschritte in der Be-
kämpfung von missbräuchlichen Verrech-
nungspreisen erreicht. Zuständige Finanzbe-
hörden wurden gestärkt, Verordnungen er-
lassen und politischer Wille gezeigt. 

Dennoch scheint es mit der Durchsetzung 
dieser Vorschriften insbesondere im Roh-
stoffsektor nur schleppend voranzugehen. 
Die Gewinne der multinationalen Konzerne 
verlassen nach wie vor den Kontinent. Ein 
Grund dafür ist, dass es in den zuständigen 
Behörden an Wissen fehlt. Die komplexen 
Steuerregelungen des Rohstoffsektors stellen 
eine große Hürde im Kampf gegen Steuer-
vermeidung dar. Behördenmitarbeiter sind 
meist nicht entsprechend geschult und den 
undurchsichtigen Steuervermeidungsprakti-
ken der Rohstoffkonzerne ausgeliefert. „Die 
Weiterentwicklung industriespezifischer Ex-
pertise unter den Mitarbeitern ist essentiell 

wichtig“, so Alexandra Readhead, eine füh-
rende Expertin im Bereich Steuervermei-
dung im Rohstoffsektor. „Wir kennen schließ-
lich unsere eigenen Steuergesetze und wis-
sen auch, wie sie anzuwenden sind. Die 
Schwierigkeit (für uns) besteht darin, die 
Grenze zwischen normaler Industriepraxis 
und Missbrauch zu erkennen“, erklärt ein 
Mitarbeiter der ITU dazu.

Steuerbehörden brauchen ganz bestimm-
te Fähigkeiten, um zu ermitteln, ob interne 
Verrechnungspreise mit dem Ziel der Steuer-
vermeidung manipuliert wurden. Nur wenn 
sie Zugriff auf übliche Preise haben und in 
der Lage sind, diese Informationen sachge-
recht anzuwenden, können sie zwischen 
missbräuchlicher und standardmäßiger In-
dustriepraxis unterscheiden. Diese Informa-
tionen werden nun systematisch in einem 
neuen Leitfaden für Steuerbehörden erho-
ben, dem Toolkit for Transfer Pricing Risk As-
sessment for the African Mining Industry. 
Autoren des Leitfadens sind Alexandra Read-
head sowie das Forum afrikanischer Steuer-
behörden ATAF mit Unterstützung der deut-
schen Entwicklungszusammenarbeit. 

Das Toolkit ist eine benutzerfreundliche 
Schritt-für-Schritt Anleitung. Mit ihrer Hilfe 
können Unternehmenstransaktionen im 
Bergbausektor, unter anderem auch Verkäufe 
an Offshore-Unternehmensteile, identifiziert 
werden, bei denen Prüfungsbedarf besteht. 
Das Toolkit enthält genaue Informationen, 
die die Steuerbehörden für die Untersuchung 
und Bewertung von Verrechnungspreisen be-
nötigen. Die Mitarbeiter werden dazu befä-
higt, Transfer Pricing-Risiken im Rohstoffsek-
tor entgegenzuwirken. Umfangreiche Fortbil-

dungen zur Anwendung des Toolkits, wie 
etwa vor kurzem in der Elfenbeinküste, Süd-
afrika und Liberia, organisiert von der GIZ im 
Auftrag des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung, unterstützen den Wissenstransfer.

Nur wenn die Steuerflucht aufgehalten 
wird, können rohstoffreiche Entwicklungs-
länder mehr Mittel für die Erreichung der 
UN-Entwicklungsziele der Agenda 2030 mo-
bilisieren. Die Erfolge in Tansania zeigen, 
dass ein Wandel möglich ist. Um diese Ent-
wicklung weiter voranzutreiben, ist nicht nur 
technisches Know-how gefragt. Mit den Wor-
ten von Thabo Mbeki, dem ehemaligen Präsi-
denten Südafrikas:  „Die wichtigste Zutat im 
Kampf gegen Steuerflucht und Korruption 
ist der politische Wille der Regierungen.“  |  |

Luca Körner 
ist studentischer Mitarbei-
ter bei der GIZ. Er studiert 
Natural Resource Manage-
ment and Development 
(M.Sc.) an der Technischen 
Hochschule Köln.

Anna Kravtšenko 
ist Beraterin mit Schwer-
punkt öffentliche 
Finanzen im GIZ-Sektor-
programm Rohstoffe und 
Entwicklung.

Gewaschenes Eisenerz. 
Die Länder, die Roh-
stoffe besitzen, haben 
nicht viel davon: Die 
Gewinne  verbleiben 
nicht dort.Fo
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Was ist Ihr Verständnis von Korruption?

Peter Conze: Transparency International 
arbeitet mit der Definition der anvertrau-
ten Macht, die zum privaten Nutzen oder 
Vorteil missbraucht wird. Aus unserer Sicht 
kann man diese Definition sowohl für die 
alltägliche kleinkriminelle Korruption – im 
Englischen als „petty corruption“ bezeichnet 
– als auch für die mit großen Geldsummen 
verbundene, meist länderübergreifende Kor-
ruption, die so genannte „grand corruption“ 
als eine Form der organisierten Kriminali-
tät, nutzen. Dabei sind oft nicht nur einzelne 
Beamte korrupt, sondern oft auch die höhe-
ren Ebenen, das gesamte System. Anvertrau-
te Macht hat schließlich auch die Regierung 
eines Landes, das nicht demokratisch ist, 
wenn sie, oder das Parlament die  Rechtslage  
so gestaltet, dass nur eine gewisse  Bevölke-
rungsgruppe davon profitiert.

Der Fokus in der Diskussion hat sich auf die 
grenzüberschreitende Korruption verscho-
ben.  Mein Eindruck ist aber, dass die Men-
schen in unseren Partnerländern die kleine, 
tagtägliche Korruption direkter erleben. In 
vielen Ländern der Welt leidet ein großer Teil 
der armen Bevölkerung darunter, dass sie 
Zugang zu Gesundheit, Wohnraum, Dienst-
leistungen oder Erziehung nur noch durch 
Bestechung erhält. 

Markus Meinzer: Es gibt zwei Seiten von Kor-
ruption. Viel beachtet wurde die persönliche 
Ebene der Korruption, bei der eine Person 
ihre Aufgabe zweckentfremdet. Daneben gibt 
es eine systemische Seite der Korruption, die 
sich in einem weltumspannenden Schatten-
finanzsystem manifestiert. Sie öffnet weni-
gen, extrem mächtigen Akteuren die Tür zu 
Rechenschaftslosigkeit, zu Verantwortungs-
losigkeit, zu Straflosigkeit. Wir haben es im 21. 
Jahrhundert mit einer Weltwirtschaft zu tun, 
in der Milliardäre und transnationale Kon-
zerne so viel Macht haben, dass sie Regeln 
beeinflussen oder neu schreiben können, 
und damit auch beeinflussen können, was 
legal und was illegal ist. Somit ist auch unser 
Verständnis von Korruption heute stark 
davon geprägt, was diese Wirtschaftsgigan-
ten in der Vergangenheit als korrupt haben 
gelten lassen. Die internationale Dimension 
der Korruption heute besteht darin, dass 
Unternehmen und Vermögenden Mechanis-
men und Rundum-Sorglos-Beratungspakete 
bereitgestellt werden, um sich steuerlicher 
und rechtlicher Kontrolle zu entziehen – und 
zwar von regierenden Demokraten! Langfris-
tig wandern wir so zurück in einen Feudal-
staat, in welchem absolutistische Herrscher 
über dem Gesetz stehen. 

Conze: Die Steueroasen, die die Panama Pa-
pers aufgedeckt haben, haben sich nicht erst 

im Jahr 2016 entwickelt. Die Globalisierung 
der Welt bringt transnationale, oft illegale 
Geldflüsse mit sich, die es in diesem Umfang 
früher nicht gegeben hat. Daran muss sich 
natürlich auch die Korruptionsbekämp-
fung ausrichten. Neu ist die Kombination 
der Verfügbarkeit digitalisierter Daten in 
Verbindung mit der Zusammenarbeit zwi-
schen Whistleblowern und einem aktiven, 
investigativen Journalismus, die die Steuer-
hinterziehung und Steuervermeidung über 
Schattenfinanzplätze deutlich gemacht hat.

Welche Auswirkungen hat die „grand corrup-
tion“ auf der internationalen Ebene für die 
Finanzen der öffentlichen Hand in Entwick-
lungs- und Schwellenländern?

Meinzer: Steuern – das ist inzwischen auch 
im akademischen Kanon weitgehend akzep-
tiert – sind die wichtigste Komponente zur 
Staatenbildung. Entwicklungs- und Schwel-
lenländer büßen 6 bis 13 Prozent ihres Ge-
samtsteuereinkommens durch Konzernsteu-
ervermeidung ein. Bei OECD-Staaten sind 
es nur ein bis zwei Prozent der Gesamtsteu-
ereinnahmen. Das zeigt, wieviel stärker in 
Entwicklungsländern Einnahmen aufgrund 
von steuerlicher Korruption wegfallen, und 
damit auch Gelder für die Erbringung öf-
fentlicher Dienstleistungen. Darunter leiden 
Bildung, Infrastruktur, Gesundheitssysteme. 

Die zweite, ebenso wichtige Seite ist die 
Steuervermeidung oder -hinterziehung 
von Privatpersonen. Wenn die mächtigsten 
Akteure und damit die Vorbilder einer Ge-
sellschaft ihre Gelder systematisch in Steu-
eroasen außer Landes bringen, dann darf 
man sich nicht wundern, wenn alle „kleinen 
Fische“ ebenfalls jede Chance nutzen, Ausga-
ben zu vermeiden oder sich private Vorteile 
zu verschaffen. 

Was sehen Sie als die wichtigsten Maßnah-
men, um Korruption international anzugehen?

Conze: Zurzeit haben wir eine interessante 
Situation, sozusagen ein Fenster der Mög-
lichkeiten: Früher hat sich der Mainstream 
der internationalen politischen Diskussion 

„Systeme bekämpfen,  
die Korruption möglich machen oder begünstigen“
Interview mit Peter Conze von Transparency International Deutschland  
und Markus Meinzer vom Tax Justice Network

Empörung über die 
Steuervermeidung 
der Reichen und 
der Unternehmer: 
Beim Tax Day in 
New York 2012 
werden multi-
nationale Konzerne 
dazu aufgefordert, 
Steuern zu zahlen.Fo
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nicht mit der Korruption befasst. Auf einmal 
ist Korruption aber zu einem wichtigen 
Thema in der öffentlichen Wahrnehmung 
geworden. Ich denke zum Beispiel an die 
G20-Treffen, die dazu eine Erklärung verab-
schiedet haben. Ich denke an die Ziele für 
Nachhaltige Entwicklung der UN mit dem 16. 
Ziel, das explizit fordert, Korruption und Be-
stechung in allen ihren Formen erheblich zu 
reduzieren. Ausschlaggebender als der ein-
zelne Fall von Korruption sind dabei Systeme, 
die Korruption ermöglichen oder begünsti-
gen – national wie international. Um solche 
Systeme zu bekämpfen oder ihre Entstehung 
zu verhindern, braucht es sowohl nationale 
als auch globale Antworten. Ein Beispiel für 
einen  neuen Ansatz sind aktuell die G20-
Partnerschaften des Bundesfinanzministeri-
ums, die  den Dialog mit den Partner-Finanz-
ministerien in Hinblick auf Transparenz im 
Steuerbereich weiter voranbringen.

Meinzer: In der Weltwirtschaft bedarf es glo-
baler Übereinkünfte. Aber mächtige Staaten 
reden sich zu oft aus ihrer Verantwortung 
und ihrer Handlungsfähigkeit und -mög-
lichkeit heraus. Denn starke Volkswirtschaf-
ten wie Deutschland oder die Vereinigten 
Staaten von Amerika könnten viel bewegen, 
wenn sie ihren Markt und den Marktzugang 
als Hebel einsetzen, um Regeln, Gesetze und 
Vorschriften für internationale Akteure wie 
etwa Investoren und Konzerne einzufordern, 
die im Inland Geschäfte machen wollen. So 
sollte eine Bedingung für die Marktteilnah-
me die Offenlegung aller echten Eigentümer 
eines Unternehmen sein sowie die län-

derweise Aufschlüsselung der weltweiten 
Konzernbilanzen. 

Was kann die Zivilgesellschaft, was können 
insbesondere nichtstaatliche Organisationen 
bei der Korruptionsbekämpfung erreichen?

Meinzer:  Die Zivilgesellschaft kann Rechen-
schaft einfordern und Brücken bauen, sie 
kann Ressourcen, Kapazitäten oder Lösungs-
vorschläge bei der Korruptionsbekämp-
fung einbringen. Vor allem aber kann sie 
aufklären und zum gemeinsamen Handeln 
motivieren. Zusammen mit der akademi-
schen Welt hat die Zivilgesellschaft eine 
ganz klare Vorreiter- und Leitungsfunktion. 
Denn große Teile von Politik und Wirtschaft 
haben sich in den vergangenen Jahren in 
enorme Interessenskonflikte manövriert 
und sind institutionell stark in die struk-
turelle Korruption eingebunden, wie die 
aktuellen Enthüllungen über das Schattenfi-
nanzsystem deutlich gemacht haben. 

Conze: Unser Konzept bei Transparency In-
ternational lautet Koalition. Koalition heißt, 
die Zivilgesellschaft mit progressiven Teilen 
der Wirtschaft und der Regierung zusam-
menzubringen und anhand von Überein-
stimmungen gemeinsam weiterzukommen. 
Das geht nicht überall. In vielen Ländern des 
globalen Südens gibt es keinen unabhängi-
gen Rechnungshof, kein funktionierendes 
Finanzministerium, keine Opposition. Da ist 
die Zivilgesellschaft dann die einzige Kraft, 
die handeln kann. 

Was kann der Einzelne in Entwicklungs- und 
Schwellenländern zur Korruptionsbekämp-
fung beitragen? 

Conze: Ein innovatives Instrument sind 
unsere rund 30 Bürgerbüros in insgesamt 
20 Ländern. Sie haben die Aufgabe, die 
Betroffenen bei der Bekämpfung der kleinen 
Korruption zu unterstützen und ihnen zu 
helfen, Fälle öffentlich zu machen. Die Zent-
ren unterstützen auch den einzelnen Bürger 
im Umgang mit Behörden, die Leistungen 
nicht erbringen. Ansonsten denke ich, kann 
man eigentlich nur dem einzelnen Bürger sa-
gen: Organisiere dich! Schließ‘ dich an! Trete 

Organisationen bei, die sich mit dem Thema 
befassen, damit du etwas verändern kannst. 

Wie kann die deutsche Entwicklungszusam-
menarbeit zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen wie Ihre bei ihren Vorhaben und bei ihrer 
Arbeit unterstützen?

Meinzer: Entwicklungspolitik fängt nicht 
erst jenseits der Landesgrenze an. Grenz-
überschreitende illegale Finanzströme ha-
ben immer ein Ursprungs- und ein Zielland. 
Diese Einsicht ist entscheidend! Außerdem 
ist es wichtig, zivilgesellschaftliche Akteure 
vor Ort weiter zu stärken. Oft erleben wir, 
dass Mitarbeiter der Akteure nach einigen 
Jahren Training und Kompetenzaufbau von 
privatwirtschaftlichen Gehältern weggelockt 
werden. Es kommt dann oft zu Seitenwech-
seln und bedauernswertem Brain-Drain, der 
sich besonders fatal auf die Arbeit der NGOs 
im globalen Süden auswirkt. 

Conze: Gerade in Afrika gibt es viele Länder, 
in denen der demokratische Diskurs nur 
von der Opposition vorangetrieben wird 
oder in denen die Kontrolle durch staatliche 
Institutionen nicht funktioniert. Da hat die 
Zivilgesellschaft eine sehr wichtige Rolle. Wir  
erwarten, dass das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung die Korruptionsbekämpfung auch 
konsequent bei der Planung und Durchfüh-
rung von Projekten einbezieht.   |  | 

Das Interview führten Sofia Shabafrouz, Jan Duck 
(GIZ) und Felix Breithaupt (GIZ). 

Markus Meinzer ist Vorstandsmitglied und 
Senior Analyst beim Tax Justice Network (TJN), 

verantwortlich für den Themenbereich Schat-
tenfinanzen (mit dem Schattenfinanzindex, 

abrufbar unter financialsecrecyindex.com). Er 
ist außerdem Autor des 2015 erschienen Buches 

„Steueroase Deutschland“.

Peter Conze ist Vorstandsmitglied von Trans-
parency International Deutschland und berät 

das Internationale Sekretariat von TI bei seinen 
Aktivitäten in Afrika. Im Jahr 1993 war er einer 

der Gründer der Organisation. Bis 2012 arbeitete 
er bei der GIZ, zuletzt als Landesdirektor in 

Südafrika.
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| Ruan Kitshoff und Felix Breithaupt

Die öffentliche Verwaltung eines Lan-
des stellt die direkte Verbindung zwi-
schen dem einzelnen Bürger und dem 
Staat dar. Wenn sie nicht rechtschaffen 
handelt, gefährdet sie die Würde der 
Menschen, denen sie dienen soll, und 
verschwendet öffentliche Gelder. Sie 
muss integer und effizient sein, damit 
sich ein Land entwickeln und seine Res-
sourcen ausschöpfen kann.

Die Geschichte ist reich an Beispielen von 
korrupten Beamten, die ihre Macht ausnut-
zen und vom Leid der Menschen profitieren. 
Die Länder der Welt, zumindest diejenigen, 
die die UN-Konvention gegen Korruption ra-
tifiziert haben, verfolgen daher die Grund-
sätze einer „ordnungsgemäßen Verwaltung 
öffentlicher Angelegenheiten und öffentli-
cher Vermögensgegenstände, der Gerechtig-
keit, der Verantwortung und der Gleichheit 
vor dem Gesetz“, vereinbart „im Bewusstsein 

der Notwendigkeit, Integrität zu schützen 
und eine Kultur der Ablehnung von Korrupti-
on zu pflegen“. Um die Prinzipien dieses 
Übereinkommens gegen Korruption zu ver-
wirklichen, ist die öffentliche Verwaltung 
von zentraler Bedeutung: 

Eine integre Verwaltung nutzt auf nationa-
ler, regionaler und kommunaler Ebene die 
ihr anvertraute Staatsgewalt und die anver-
trauten Gelder, um eine Grundversorgung zu 
erbringen, die Wirtschaft anzukurbeln, Si-
cherheit zu gewährleisten und Menschen-
rechte zu schützen. Korrupte Verwaltungen 
hingegen bedeuten intransparente und 
überhöhte Kosten für Bürger und Unterneh-
men. Sie sind damit ein Hemmnis für die 
wirtschaftliche Entwicklung und die Entfal-
tung des Potenzials eines Landes. Das zeigt 
etwa das Beispiel der DR Kongo, wo laut Glo-
bal Witness rund ein Fünftel der Steuerein-
nahmen im Rohstoffsektor aufgrund von 
Korruption und Misswirtschaft in der Ver-
waltung verlorengehen. Funktionierende 
und integre Verwaltungen hingegen können 

sicherstellen, dass sich mächtige und reiche 
Akteure nicht der Staatsgewalt durch Korrup-
tion entziehen können und ein Land seine 
vorhandenen Ressourcen effektiv nutzen 
kann.

Deswegen ist es wichtig, dass Institutionen 
der öffentlichen Verwaltung nicht nur in der 
Lage sind, angemessen auf Korruptionsfälle 
zu reagieren, sondern auch aktiv auf deren 
Prävention hinarbeiten. Für eine integre öf-
fentliche Verwaltung gibt es nicht eine Lö-
sung, die immer passt, jedoch bewährte Stan-
dards, die der Orientierung dienen können. 
Das spiegelt sich auch im Ansatz der Deut-
schen Gesellschaft für Internationale Zusam-
menarbeit (GIZ) GmbH und des Bundesmi-
nisteriums für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (BMZ) wider: So weit 
wie möglich sollen bereits bestehende Syste-
me der öffentlichen Verwaltung  in Partner-
ländern gestärkt und weiterentwickelt wer-

Kein grauer, undurchsichtiger Ort
Antikorruption in der öffentlichen Verwaltung
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Uganda kämpft schon lange gegen  
die Korruption. Doch immer noch ist  

Bestechung gang und gäbe. 
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den. Dabei wird der Fokus auf drei Elemente 
gelegt: Prävention, Analyse von potenziellen 
Korruptionsrisiken und die Reaktion auf Kor-
ruptionsfälle. 

Prävention zielt darauf ab, Fälle von Kor-
ruption zu verhindern. Das Thema zu proble-
matisieren, die Mitarbeiter dafür zu sensibili-
sieren und verbindliche Handlungsrichtlini-
en wie Mindeststandards oder Verhaltensko-
dizes festzulegen, sind wichtige Maßnahmen.  

Risikoanalysen sind entscheidend, um die 
potenziellen schädlichen Auswirkungen von 
Handlungen zu erfassen und diese minimie-
ren zu können. Für die Bekämpfung von Kor-
ruption in der öffentlichen Verwaltung be-
deutet das beispielsweise, dass besonders 
gefährdete Tätigkeitsbereiche identifiziert 
und überwacht werden. Risikoprüfungen bei 
Prozessen im Finanz- oder Personalbereich 
können Informationen über Vertragspartner 
und die Herkunft von Finanzmitteln zutage 
fördern, die für die Aufdeckung von Korrup-
tion von Bedeutung sind. 

Für den richtigen Umgang mit Korrupti-
onsfällen müssen Führungskräfte und Com-
pliance-Beauftragte geschult werden. Hilf-
reich sind auch standardisierte Prozeduren 
zur Fallbearbeitung und ein Maßnahmenka-
talog zur Sanktionierung von Verstößen.

Die öffentliche Verwaltung ist kein grauer, 
undurchsichtiger Ort oder nur irgendein abs-
trakter Name auf einer Stromrechnung. Sie 
sollte Dienstleister für Bürger und deren In-
teressen sein, auf ihre Anliegen reagieren 
und vor ihnen Rechenschaft ablegen. Ihre  
Leitung  sollte dazu verpflichtet sein, ent-
sprechende Maßnahmen einzuführen und 
nachzuhalten. Das kostet Geld und Aufwand, 
schützt aber vor größeren finanziellen Ver-
lusten oder administrativen Ungerechtigkei-
ten.

Die öffentliche Verwaltung setzt tagtäglich 
die von der Regierung vorgegebene Politik 
um. Das kann nicht unabhängig vom Rest 
des politischen Systems und den an ihm be-
teiligten Akteuren geschehen. Individuelle 
Bürgerbedürfnisse müssen zwar berücksich-
tig werden, allerdings darf das nicht bedeu-
ten, dass Partikularinteressen bevorzugt wer-
den. Damit eine öffentliche Verwaltung die 
Gesellschaft als Ganzes im Blick hat und 

gleichzeitig flexibel auf Bürgeranliegen re-
agieren kann, ist es erforderlich, auch außer-
halb des öffentlichen Sektors Integritätsstan-
dards einzuhalten. Zusätzlich zu Maßnah-
men, die sich direkt an die öffentliche Ver-
waltung richten, müssen klare Regeln dafür 
sorgen, dass Einzelne und Unternehmen öf-
fentliche Bedienstete nicht  korrumpieren. 
Das können Gesetze sein, die Bestechung, 
unangemessene Geschenke oder andere un-
zulässige Vergünstigungen kriminalisieren.

Gesellschaften erkennen schnell Eliten, die 
eigennützig handeln und sich respektlos ge-
genüber denen verhalten, denen sie eigent-
lich dienen sollten. Das kann zu öffentlichem 
Protest, zur Weigerung, Dienstleistungen zu 
bezahlen, bis hin zum Zusammenbruch der 
rechtsstaatlichen Ordnung führen. Eine öf-
fentliche Verwaltung, die integer handelt, 
wird das Vertrauen und die Unterstützung 
der Personen und Gemeinschaften erlangen, 
denen sie dient. Einzelne und Gemeinschaf-

ten sind dann wiederum eher dazu geneigt, 
kommunale Werte zu respektieren und ihren 
Verpflichtungen gegenüber der Verwaltung 
nachzukommen. |  |

Ruan Kitshoff
arbeitet für die GIZ in 
Südafrika zu Förderung von 
Integrität, Rechenschafts-
pflicht und Bürgerbetei-
ligung. 

Südafrika erreicht im Corruption Percep-
tions Index 2016 einen Wert von 45/100, 
was Platz 64 von 176 Ländern bedeutet. 
Aktuelle Untersuchungen des Public Pro-
tectors, einer für die Bekämpfung von 
Korruption und Misswirtschaft zustän-
digen Ombudsinstitution, betrachten 
insbesondere intransparente Verbindun-
gen zwischen hohen Regierungsmitglie-
dern und Partikularinteressen aus der 
Wirtschaft als problematisch.

Die GIZ fördert in Südafrika im Auftrag 
der Bundesregierung und in Kooperati-
on mit dem südafrikanischen Partner, 
dem Ministerium für öffentlichen Dienst 
und Verwaltung, Initiativen zur Ver-
waltungsreform und Bekämpfung von 
Korruption. So wurden für öffentliche 
Institutionen Mindestrichtlinien für die 
Prävention, Feststellung, Verfolgung und 
Sanktionierung von Korruptionsfällen 
entwickelt und in Trainings vermittelt. 
Es wurden Risikoanalysen erstellt, An-
tikorruptionsstrategien für spezifische 
Ministerien erarbeitet und im Laufe der 
Umsetzung bestehende Verwaltungs-
prozesse angepasst. Die öffentliche 
Auftragsvergabe und die Besetzung von 
Stellen unterliegen nun neuen Transpa-
renzstandards. Neue Standards für Integ-
ritäts- und Ethikstellen in den Ministe-
rien sind eingeführt und die Annahme 

öffentlicher Aufträge durch Amtsträger 
ist verboten. 

Die GIZ unterstützt außerdem die Arbeit 
des Public Protectors durch Kapazitäts-
aufbau. So wurde zur Fallbearbeitung 
von Korruptionsfällen ein elektronisches 
System entwickelt, das die Bearbeitung 
und Nachverfolgung der tausenden pro 
Jahr dort eingehenden Hinweise ermög-
licht. Außerdem wurden Trainings für 
Antikorruptionsbeamte angeboten und 
durchgeführt, unter anderem für die 
Sonderermittlungseinheit für Korrupti-
on und die Public Service Commission. 
Inhalte der Trainings waren Ermitt-
lungstechniken für Korruptionsfälle, 
Verwaltungsrecht, das Recht auf Zugang 
zu Informationen und aktuelle Entwick-
lungen in der südafrikanischen Antikor-
ruptionsgesetzgebung. 

Auch mit Akteuren aus dem Privatsek-
tor arbeitet die GIZ zusammen, um das  
Bewusstsein für das Problem Korruption  
zu schärfen und so zu deren Prävention 
beizutragen. Aktuell unterstützt sie Süd-
afrika bei der Entwicklung einer neuen 
nationalen Antikorruptionsstrategie. Ziel 
ist es, die verschiedenen Antikorrupti-
onsinitiativen der vergangenen 23 Jahre 
zu konsolidieren und dem Kampf gegen 
Korruption in Südafrika neue Impulse 
zu geben. 

Verwaltungsreform in Südafrika

Felix Breithaupt
ist GIZ-Mitarbeiter im 

„Sektorvorhaben Antikor-
ruption und Integrität“ und 
Student der Politikwissen-
schaften an der Goethe-
Universität Frankfurt. 
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| Karl P. Sauvant und Juliane Weymann

Wenn Regierungen und ausländische 
Investoren komplexe Verträge über 
Großprojekte schließen, bestimmt das 
für lange Zeit die Beziehung zwischen 
beiden Seiten. Deshalb sollte beim Aus-
handeln der Verträge stets im Blick sein, 
wie die Vorteile und Pflichten verteilt 
sind – auch weil die Regierungen ihre 
begrenzten Ressourcen so einsetzen 
müssen, dass sie die Ziele für nachhalti-
ge Entwicklung (SDGs) erreichen.

Verhandlungen über Großprojekte stellen 
eine hohe Anforderung dar. Am Beispiel 
Bergbau wird das besonders deutlich: Die 
technische Bewertung der Rohstoffvorkom-
men bestimmen Geologen; Branchenexper-
ten kennen die Weltmarktsituation und Stra-
tegien der Investoren. Finanzanalysten sind 
gefragt, um Staatseinnahmen zu maximie-
ren, ohne Investoren mit zu hohen Steuern 
und Abgaben abzuschrecken. Sozial- und 
Umweltexperten bewerten mögliche Folgen 

für Gesellschaft und Umwelt. Und natürlich 
müssen sich die Regierungen bei Verhand-
lungen auf kompetente Rechtsanwälte ver-
lassen können, da sich große Investoren von 
den erfahrensten Anwaltskanzleien vertre-
ten lassen.

Vor diesem Hintergrund befinden sich Re-
gierungen armer Länder vielfach in einer 
schwierigen Situation: Zum einen fehlt es ih-
nen oft an der nötigen Expertise und Erfah-
rung. Gleichzeitig stehen sie häufig unter 
hohem Zeitdruck und die Bevölkerung 
möchte sofort Ergebnisse sehen, die ihr zu-
gute kommen. Und nicht zuletzt müssen In-
transparenz- und Korruptionsrisiken kon-
trolliert werden. Kurz: Viele Entwicklungs-
länder, die mit ausländischen Investoren 
verhandeln, verfügen einfach nicht über die 
personellen und finanziellen Mittel, um die 
bestmöglichen Verträge auszuhandeln. 

Schlecht verhandelte Verträge führen zu 
Unzufriedenheit auch in der Bevölkerung der 
Entwicklungsländer, insbesondere, wenn sie 
an den wirtschaftlichen Vorteilen der Projek-
te nicht angemessen beteiligt wird. Das kann 

in Konflikten münden, die sowohl die Glaub-
würdigkeit künftiger Zusagen der Regierung 
als auch das Engagement der bereits im Land 
aktiven Investoren beeinträchtigen können. 
Streitigkeiten zwischen Regierungen und In-
vestoren können zudem kostspielige interna-
tionale Schiedsverfahren nach sich ziehen. 
Schiedssprüche sehen vielfach Zahlungen 
von mehreren hundert Millionen Dollar vor, 
und der Ruf des betroffenen Landes kann 
Schaden nehmen. Außerdem verzögert sich 
oft der Projektfortschritt. Aus diesen Grün-
den sind gut verhandelte Verträge sowohl für 
das jeweilige Land als auch für die Investoren 
vorteilhaft.

|  Erfahrene Unterhändler  
für Vertragsverhandlungen

Um gute Verträge zu erzielen, mit denen alle 
Seiten langfristig leben können, kommt es 
darauf an, Teams aus erfahrenen Unterhänd-
lern für die Vertragsverhandlungen zusam-
menzustellen. Zurzeit gibt es jedoch keine 
Institution, die Regierungen von Entwick-
lungsländern – bei Bedarf auch kurzfristig – 
mit umfassenden, multidisziplinären Leis-
tungen bei Verhandlungen unterstützen 
würde, und zwar unabhängig von der jeweili-
gen Branche oder Weltregion des Projekts. 
Derzeit erhalten Entwicklungsländer nur in 
Teilbereichen solche Unterstützung, bei-
spielsweise durch die African Legal Support 
Facility der Afrikanischen Entwicklungsbank 
und das International Senior Lawyers Project, 
eine Non-Profit-Organisation mit Sitz in New 
York und London.

Vor diesem Hintergrund kommt der An-
fang 2017 von Deutschland gegründeten 
CONNEX Support Unit, große Bedeutung zu. 
Sie ist die Umsetzungsstruktur der G7-CON-
NEX-Initiative. Ihre Hauptaufgabe besteht 
darin, Regierungen von Entwicklungs- und 
Transformationsländern durch die Bereit-

Gute Verträge brauchen  
gute Verhandlungsteams
Unterstützung für Entwicklungsländer bei Vetrtragsverhandlungen mit ausländischen Investoren
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Kupfermine in der Katangaregion im Südosten 
der Demokratischen Republik Kongo, wo die 
GIZ das nachhaltige Management extraktiver 
Rohstoffe fördert.
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stellung kurzfristiger, erstklassiger und mul-
tidisziplinärer Expertise bei der Vertragsver-
handlung umfangreicher und komplexer In-
vestitionsvorhaben zu unterstützen. Dazu 
werden internationale und regionale Fach-
leute entsendet. Die Beratung durch sie trägt 
zu soliden Verträgen bei, die wirtschaftlich 
sinnvoll sind und einen möglichst großen 
Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung leisten. 

Hier ist es wichtig, die richtigen Experten 
zur Unterstützung zu finden und eine hohe 
Qualität der Beratung zu ermöglichen. Pro-
fessor Louis T. Wells, Mitglied des CONNEX-
Beratungsgremiums: „Erfolgreiche Beratung 
erfordert mehr als reines technisches Wissen, 
nämlich auch die Fähigkeit, die verschiede-
nen Regierungsinstitutionen und ihre Inter-

essen und Prioritäten zusammen zu bringen 
und eine gemeinsame Position gegenüber 
dem Investor zu finden. Das ist oft der 
schwierigste Teil der Verhandlungen. Hier 
kann der externe Blick und Einfluss helfen, 
interne Interessensdivergenzen zu überwun-
den.“ Dabei hilft der CONNEX-Verhaltensko-
dex, zu dessen Einhaltung sich alle CONNEX-
Experten verpflichten müssen. 

Wie kann aus diesem ehrgeizigen Unter-
fangen eine effektive und glaubwürdige Ins-
titution werden, die das Vertrauen potenziel-
ler Kunden gewinnt und im Laufe der Zeit 
Erfolge vorweisen kann, die den Nutzen der 

Institution belegen? Schlanke Strukturen, 
die Kooperation mit anderen Institutionen 
mit nötiger Expertise und die Nutzung erst-
klassiger externer Fachkräfte sind wichtige 
Erfolgsfaktoren. Flexible administrative Pro-
zesse und Unabhängigkeit von Investoren 
und Regierungen sind ausschlaggebend. Die 
Unit muss sich auf ihre Kernkompetenz be-
schränken, die darin besteht, Entwicklungs- 
und Transformationsländer bei den eigentli-
chen Vertragsverhandlungen mit internatio-
nalen Investoren zu unterstützen. Es ist nicht 
die Aufgabe eines Beraters, der Regierung zu 
sagen, was richtig ist, so Louis T. Wells, „son-
dern mit ihr einen Weg zu finden, ihre Inter-
essen umzusetzen. Das umfasst das Aufzei-
gen und Diskutieren von alternativen Optio-
nen und das Abwägen von Vor- und Nachtei-
len. Die letztendliche Entscheidung trifft 
natürlich die Regierung.“ 

Die Unit sollte auch prüfen, inwieweit die 
praktische Weiterbildung von Regierungs-
mitarbeitern im betreffenden Land dazu bei-
tragen kann, vor Ort die notwendigen Kapa-
zitäten aufzubauen – insbesondere mit Blick 
darauf, dass die Verträge auch eingehalten 
werden. Investoren und Regierungen müs-
sen für beide Seiten vorteilhafte, langfristig 
tragfähige Verträge erreichen, die den Län-
dern die Chance bietet, ihre eigenen Ressour-
cen zur Erreichung der SDGs zu mobilisieren. 
Jede Unterstützung, die Entwicklungsländer 
erhalten, um zu guten Verträgen zu gelan-
gen, ist daher wünschenswert. .     |  |

CONNEX Support Unit: http://connex-unit.org

Dr. Karl P. Sauvant 
forscht am Columbia 
Center on Sustainable 
Investment der Columbia 
University. Er ist Mitglied 
des CONNEX Support Unit-
Beratungsgremiums.

Juliane Weymann
ist Beraterin im Sekretariat 
der CONNEX Support Unit 
und arbeitet seit Jahren im 
Bereich der Rohstoffgover-
nance.

Interview mit Günter Nooke, persönlicher 
Afrikabeauftragter der Bundeskanzlerin im 

Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), 

Mit-Initiator der CONNEX Support Unit und 
Mitglied des CONNEX Support Unit 

Governing Boards.

Warum haben Sie die Gründung der  
CONNEX Support Unit vorangetrieben?

Die Beratung bei Vertragsverhandlungen 
ist eine sehr sensible Angelegenheit. 
Gute Verträge schaffen eine wichtige 
Grundlage, damit Staaten inländische 
Ressourcen besser nutzen und langfris-
tig ihre Entwicklung stärker selbst gestal-
ten. Faire Verträge bewirken mehr als die 
Offenlegung von schlecht verhandelten 
oder unverständlichen. Keine Regierung 
soll sich damit herausreden, sie hätte 
keine Kapazitäten gehabt, es besser zu 
machen, denn oft ist ja Korruption im 
Spiel. Deutschland hat diese Initiative 
der G7-Staaten aktiv vorangetrieben.

Die CONNEX Support Unit ist nicht der 
einzige Anbieter für derartige Unterstüt-
zung. Was ist das Besondere an ihr?

Die CONNEX Support Unit bietet mul-
tidisziplinäre Unterstützung global an. 
Es geht nicht nur um Juristen, sondern 
auch um Finanzspezialisten, Geologen, 
Bergbauingenieure, Sozial- und Umwelt-
experten, die als CONNEX-Experten mit 
einem von uns erarbeiteten Verhaltens-
kodex zum Einsatz kommen. 

Die Unit wurde vor gut einem Jahr ge-
gründet. Wie ist Ihre Bilanz?

Wir haben zahlreiche Unterstützungs-
anfragen bekommen und sind bereits 
in mehr als zehn Ländern mit CONNEX-
Experten aktiv. Der Fokus des Angebots 
liegt auf der konkreten Vertragsbera-
tung. In Zukunft werden ausländische 
Direktinvestitionen in Entwicklungslän-
dern im Rohstoffsektor wieder zuneh-
men. 

Bodenschätze als Antrieb für wirtschaft-
liches Wachstum nutzen, in diesem Zu-
sammenhang Infrastruktur entwickeln 
und die Nachhaltigkeitsziele erreichen, 
lauten die Herausforderungen. Die 
Unabhängig der Unit und der Experten, 
also die Qualität der Beratung aber auch 
die Möglichkeit, schnell auf Anfragen zu 
reagieren, sind entscheidend.     |  |

Interview: Karl P. Sauvant und Juliane Weymann

Interview
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| Nicole Botha und Felix Breithaupt

Der Erhalt von Artenvielfalt und nach-
wachsenden Ressourcen ist in den Län-
dern des globalen Südens notwendig 
für eine nachhaltige Entwicklung und 
auch, um eigene Einnahmen zu gene-
rieren. Illegale Fisch- und Forstwirt-
schaft sowie Wilderei führen jedoch 
dazu, dass Ökosysteme stark geschä-
digt werden. Für diese Zerstörung ist 
Korruption weltweit einer der treiben-
den Faktoren.

In vielen Fällen ermöglicht Korruption den 
Raubbau an natürlichen Ressourcen erst, in 
anderen verschlimmert sie bereits vorhande-
ne Probleme. Korruption kann entlang der 
gesamten globalen Handelsketten für Pro-
dukte aus Flora und Fauna auftreten. Illegaler 
Holzeinschlag wird zum Beispiel häufig erst 
durch Bestechung von Forstverwaltern oder 

illegitime Einflussnahme auf Politiker er-
möglicht. Korrupte Beamte können zu viele 
Fischereilizenzen oder gefälschte Zertifizie-
rungen für geschützte Tiere und Pflanzen 
ausstellen, was zu permanenter Übernutzung 
der Bestände führt. Bestochene Zollbeamte 
decken den Transport illegaler Ware. Korrup-
tion führt dazu, dass illegale Handelsgüter in 
den legalen Warenstrom gelangen oder dazu, 
dass illegale Handelsketten entstehen.

Die illegal gehandelten Waren werden in 
der Regel am Fiskus vorbeigeschleust. Auf 15 
bis 36 Milliarden US-Dollar schätzt die UN-
Welternährungsorganisation FAO den  Wert 
der illegalen, nicht regulierten Fischerei welt-
weit. Allein in der Region Westafrika macht 
diese Fischerei, die meist auf hoher See statt-
findet, laut dem Online-Journal Frontiers ein 
Drittel bis zur Hälfte der gesamten Fangmen-
ge aus. Das beschert der Region einen jährli-
chen ökonomischen Verlust von rund 2,3 Mil-
liarden US-Dollar und zerstört die Lebens-
grundlage von traditionellen, regionalen Fi-
schern. Die illegale Fisch- und Forstwirtschaft 
sowie Wilderei verhindern eine planmäßige, 
schonende Nutzung von Ressourcen. Wird 

das Problem nicht angegangen, verschlim-
mern sich die Folgen mit der Zeit: Die Nutz-
barkeit sinkt, die für eine Wiederherstellung 
des Ökosystems anfallenden Kosten steigen. 
Im schlimmsten Fall werden durch übermä-
ßige, illegale Nutzung Ökosysteme zerstört, 
wodurch auch das wirtschaftliche Potenzial 
von Ländern dauerhaft geschädigt wird.

Ein allgemeines Verständnis für diesen 
Sachverhalt hat sich mittlerweile durchge-
setzt. In den meisten Ländern wird die Forst- 
und Jagdwirtschaft entsprechend reguliert, 
unter anderem durch die Einrichtung von 
Nationalparks und Forstschutzgebieten und 
das Verbot des Handels mit bestimmten 
Holzarten und tierischen Produkten. Auf in-
ternationaler Ebene existieren Abkommen 
wie das Internationale Tropenholz-Überein-
kommen (ITTA) oder das Washingtoner Ar-
tenschutzübereinkommen (CITIES). Die Not-
wendigkeit des Schutzes der Artenvielfalt und 
von natürlichen Lebensräumen an Land und 
auf der See wurde mit den Zielen 14 und 15 
auch in den UN-Nachhaltigkeitszielen veran-

Illegal ausgebeutet und zerstört
Korruption ist Türöffner und Wegbereiter für den Raubbau an natürlichen Ressourcen  
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kert. Aber diese Bemühungen sind nur be-
dingt wirksam: Die Ausbeutung von ge-
schützten natürlichen Ressourcen verlagert 
sich zunehmend in die Illegalität. Und die 
dabei zu erzielenden Profite bleiben leider 
hoch: Die nichtstaatliche Organisation Glo-
bal Financial Integrity schätzt das Volumen 
des illegalen Handels mit Holz, Fisch, Wildtie-
ren und -pflanzen weltweit auf 72,5 bis 216,4 
Milliarden US-Dollar pro Jahr, Tendenz stei-
gend (Stand: 2017). Zum Vergleich: Das Brut-
toinlandsprodukt der DR Kongo, nach Brasili-
en das Land mit den größten Flächen an tro-
pischem Regenwald, betrug 2016 laut Welt-
bank nur 35 Milliarden US-Dollar. 

Eine schonende Nutzung von nachwach-
senden Ressourcen mag zwar kurzfristig auf-
wändiger erscheinen, lohnt sich jedoch auf 
lange Sicht: Wird zum Beispiel ein Waldstück 
nicht vollständig abgeholzt, sondern planmä-
ßig nur so viel Biomasse entnommen wie 
nachwächst, ermöglicht das eine permanente 
und vielseitige Nutzung des Waldes. Langfris-
tig lässt sich auf diese Art sogar mehr Profit 
erzielen: Schätzungen für den Amazonasre-
genwald gehen davon aus, dass das Einnah-
mepotenzial bei einer nachhaltigen Nutzung 
von Holz und anderen nachwachsenden Res-
sourcen wie Früchten und Kautschuk pro 
Hektar mehr als sechsmal so hoch ist im Ver-
gleich zur Abholzung.

Die Deutsche Gesellschaft für Internatio-
nale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH unter-
stützt deswegen im Auftrag des Bundesmi-
nisteriums für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (BMZ) und im Auftrag 
des Bundesumweltministeriums (BMUB) 
Partnerländer der deutschen Entwicklungs-
zusammenarbeit bei der nachhaltigen Nut-
zung von nachwachsenden Ressourcen. Hier-
bei soll zusammen mit der Durchsetzung von 
ökologischen Zielen wie Artenvielfalt und 
Klimaschutz wirtschaftliche Entwicklung er-
reicht werden – inklusive steigender staatli-
cher Einnahmen. Flankierende Maßnahmen 
zur Bekämpfung von Korruption können ei-
nen wesentlichen Beitrag zum nachhaltigen 
Erfolg dieser Projekte leisten. 

Sie reichen von Sensibilisierungsmaßnah-
men wie Antikorruptionstrainings für Ran-
ger, örtliche Sicherheitskräfte oder Zollbeam-
te bis zu auf nationaler Ebene institutionali-

sierten Dialogen zwischen Zivilgesellschaft, 
Privatwirtschaft und Regierung (siehe Kas-
ten). In der Bekämpfung von illegalen Han-
delsketten hat sich zudem bewährt, die Zu-
sammenarbeit und den Austausch zwischen 
dem Justizsektor, Antikorruptions- und Um-
weltbehörden sowie spezialisierten Staatsan-
waltschaften zu fördern. Dieser Informati-
onsaustausch zwischen Behörden ist bei der 
Bekämpfung von Korruption wichtig, aber 
insbesondere auch bei damit einhergehen-
den Phänomenen wie der Geldwäsche der il-

legalen Erlöse, um die international operie-
renden kriminellen Netzwerke aufbrechen zu 
können. 

Die internationale Gemeinschaft erkennt 
zunehmend die maßgebliche Bedeutung der 
Bekämpfung von Korruption im Zusammen-
hang mit dem Schutz von Biodiversität und 
der nachhaltigen Nutzung nachwachsender 
Ressourcen. 2015 verabschiedeten die Verein-
ten Nationen eine Resolution zur Bekämp-
fung von Wildtierkriminalität mit dem Aufruf 
an Mitgliedsstaaten, jegliche Form von Kor-
ruption zu bekämpfen. Auch die deutsche 
G20-Präsidentschaft hat das Thema im Rah-
men der Antikorruptions-Arbeitsgruppe be-
arbeitet. Ergebnis war die Verabschiedung 
von „Hochrangigen G20-Grundsätzen zur Be-
kämpfung der Korruption im Zusammen-
hang mit dem illegalen Handel mit wildle-
benden Tieren und Pflanzen und daraus ge-
wonnenen Produkten“. Eine Einigung in die-
sem Rahmen ist wichtig, da die G20 einen 
Großteil der globalen Wirtschaftsleistung re-
präsentieren, darunter wichtige  Importeure 
von illegalen Wildtierprodukten wie China.  
Die Hoffnung besteht, dass die neuen Hand-
lungsgrundsätze ein Umdenken hin zu einer 
konsequenten Regeleinhaltung einleiten.

Es liegt auch in der Verantwortung der In-
dustrienationen, die Partnerländer dabei zu 
unterstützen, ihre Schätze der Natur nicht 
dem Streben nach kurzfristigem Profit auf 
den Weltmärkten zum Opfer fallen zu lassen. 
Dabei sollten Antikorruptionsmaßnahmen 
im Rahmen von Projekten und Programmen 
mitgedacht werden.  |  |

Felix Breithaupt
 ist GIZ-Mitarbeiter im 

„Sektorvorhaben Antikor-
ruption und Integrität“ und 
Student der Politikwissen-
schaften an der Goethe-
Universität Frankfurt.

Nicole Botha
leitet das GIZ-Vorhaben 

„Antikorruption und 
Integrität“. Vorher hat sie 
für die GIZ als politische 
Beraterin im Bereich Good 
Governance gearbeitet.

Forest Law Enforcement, Gover-
nance and Trade (FLEGT) in Laos

Im Jahr 2003 verabschiedete die Euro-
päische Union (EU)  den FLEGT-Aktions-
plan. Er fördert weltweit verantwortli-
ches Handeln im Forstsektor mit dem 
Ziel, den Import illegal geschlagener 
Hölzer und Holzerzeugnisse in die EU 
zu verhindern und die nachhaltige 
Nutzung der Wälder zu unterstützen. 
Kernelement des Ansatzes sind freiwil-
lige Partnerschaftsabkommen zwischen 
Erzeugerländern und der EU: Partner-
länder verpflichten sich, ein Nachverfol-
gungssystem zu entwickeln, das sicher-
stellt, dass nur legal geschlagenes Holz 
und Holzprodukte in die EU exportiert 
werden. Im Gegenzug erhält unter FLEGT 
lizensiertes Holz einen vereinfachten 
Zugang zum EU-Binnenmarkt. 

Das BMZ fördert weltweit die Umset-
zung des Aktionsplans. Als Teil dessen 
unterstützt die GIZ Laos beim Prozess 
der Aushandlung und Umsetzung eines 
FLEGT-Partnerschaftsabkommens: Sie 
berät das laotische Ministerium für 
Industrie und Handel und  die dortige 
holzverarbeitende Industrie darin, in der 
Verarbeitungskette ein verpflichtendes 
System für Holzflussmanagement einzu-
führen. Das System schafft Transparenz: 
Wieviel Holz geht in einen holzverarbei-
tenden Betrieb hinein, wieviel  kommt 
als Produkte wieder heraus? Ein entspre-
chender Rechtsrahmen ermöglicht die 
Aufklärung von Korruptionsfällen. Das 
sorgt für Abschreckung. So legt FLEGT 
die Grundlagen für eine konsequente 
Regulierung des Holzeinschlags und 
die nachhaltige Nutzung der laotischen 
Forstressourcen. 

Tigerfelle und andere illegal gehandelte Wildtier-
produkte, konfisziert vom U.S. Fish and Wildlife 
Service.
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| Saskia Eversloh

Nach den Panama Papers kamen die 
Paradise Papers – und legten nach 11,5 
Millionen Dokumenten zu Geldwäsche, 
Korruption und Steuerhinterziehung 
weitere 13,4 Millionen Datensätze of-
fen. Politische Eliten, internationale 
Konzerne und organisierte Kriminelle 
bereichern sich auf Kosten der Bevöl-
kerung. Geldwäsche spielt dabei eine 
Schlüsselrolle, wie Peru und Kenia zei-
gen. 

Die zweite Schwemme der Enthüllungspa-
piere, die die Süddeutsche Zeitung seit No-
vember 2017 weltweit mit dem International 
Consortium for Investigative Journalists 
(ICIJ) auswertet, zeigt einmal mehr, wie ein 
globales Netzwerk von Banken, Anwaltskanz-
leien und Vermögensverwaltern die Besitztü-
mer von Geschäftsleuten, Prominenten und 
Politikern an Briefkastenfirmen im Ausland 
auslagert und in aller Verschwiegenheit ver-
waltet. Darunter die von Betrügern, Drogen-

schmugglern und Geldwäschern – und von 
mehr als 120 Politikern aus 50 Ländern, aus 
Afrika und Lateinamerika genauso wie aus 
Europa und den USA. Mit den Paradise Pa-
pers ist noch deutlicher als zuvor geworden, 
wie eng auch Konzerne aus Industrienatio-
nen mit korrupten Eliten in Entwicklungs- 
und Schwellenländern zusammenarbeiten. 

Seit Jahren nimmt der Umfang illegaler Fi-
nanzströme aus Steuerhinterziehung, Kor-
ruption und internationalen Geschäften so-
wie aus Drogen-, Waffen- und Menschenhan-
del zu. Das geht insbesondere Entwicklungs-
ländern an die Substanz: Aktuellen 
Schätzungen von Global Financial Integrity 
2017 zufolge sind allein im Jahr 2014 eine Bil-
lion US-Dollar illegal aus Entwicklungs- und 
Schwellenländern abgeflossen – das ent-
spricht dem Fünf- bis Achtfachen der inter-
nationalen Entwicklungshilfegelder.

„Die Verbrecher handeln grenzüberschrei-
tend und global. Deshalb kann die Antwort 
darauf auch nur grenzüberschreitend und 
global sein“, erklärt Johannes Ferguson, Auf-
tragsverantwortlicher im Globalvorhaben 

„Bekämpfung von illegalen Finanzströmen“ 
bei der Deutschen Gesellschaft für Internati-
onale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH, das im 

Auftrag des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ) realisiert wird. Und diese Antwort 
wird dringend benötigt: Bislang kann laut 
dem United Nations Office on Drugs and 
Crime weltweit nur ein Prozent der Gelder 
aus illegalen Finanzströmen beschlagnahmt 
oder eingefroren werden.

|  Peru: Gleich zwei Präsidenten  
im Visier der Justiz

Ein Paradebeispiel internationaler Verflech-
tung ist der Odebrecht-Skandal: Der brasilia-
nische Bau-Mogul Marcelo Odebrecht hat 
Präsidenten in ganz Lateinamerika besto-
chen, von Argentinien bis Mexiko. Über 800 
Millionen Dollar sollen Odebrecht-Managern 
zufolge seit 2001 als Bestechungsgelder für 
den Bau von Kraftwerken, Staudämmen und 
Fußballstadien geflossen sein. 

In Peru geht es gleich um zwei ehemalige 
Präsidenten: Ollanta Humala, Präsident von 
2011 bis 2016, und seine Frau Nadine Heredia 

Korruption und Ressourcenraub  
untergraben Entwicklung
Mit Gold, Großbaustellen und Wahlen werden Gelder in Afrika und Lateinamerika gewaschen
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Ein Multi Agency Team beim Training in Kenia. 
Die Teams verfolgen in interbehördlicher Zusam-

menarbeit Straftaten wie Geldwäsche.
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Korruption und Ressourcenraub  
untergraben Entwicklung
Mit Gold, Großbaustellen und Wahlen werden Gelder in Afrika und Lateinamerika gewaschen

sitzen seit Juli 2017 in Untersuchungshaft. Ih-
nen wird vorgeworfen, während der Wahl-
kämpfe 2006 und 2011 Gelder der Odebrecht-
Gruppe gewaschen zu haben. Und gegen den 
vermutlich in den USA untergetauchten Ex-
Präsidenten Alejandro Toledo (2001 bis 
2006) wurde 2017 ein internationaler Haft-
befehl erlassen: 20 Millionen US-Dollar soll 
er von Odebrecht für den Zuschlag zum Bau 
der Interoceánica angenommen haben, einer 
Fernstraße, die über tausende Kilometer At-
lantik und Pazifik miteinander verbindet.

|  Madre de Dios:  
lllegaler Goldbergbau im großen Stil

Das höchste Risiko für Geldwäsche birgt der 
illegale Goldbergbau in Peru. Das Land ist der 
sechstgrößte Goldproduzent weltweit. Der 
aktuellen Geldwäscherisiko-Analyse der GIZ 
und der peruanischen Meldestelle für Geld-
wäsche zufolge wird seit 2012 jedes Jahr Gold 
im Wert von einer Milliarde US-Dollar illegal 
abgebaut.

„Der Rohstoffsektor bietet ideale Bedingun-
gen für die Geldwäsche, weil sich die tatsäch-
liche Herkunft der Rohstoffe und damit auch 
die Erlöse kaum überprüfen lassen“, sagt Fa-
bian Klemme, Regionalkoordinator für La-
teinamerika. Etwa in Madre de Dios, an der 
Grenze zu Brasilien und Bolivien, würden die 
Erlöse aus illegalem Goldbergbau wieder in 
legale Bauprojekte, wie Siedlungen für die 
Bergarbeiter, gesteckt. Solche abgelegenen 
Grenzregionen könnten die Behörden nur 
schwer überwachen und die Vorschriften zur 
Vermeidung von Geldwäsche kaum umset-
zen. 

|  Neuer Anti-Geldwäsche-Plan:  
Internationale Standards eingeführt

Als Lösungen empfiehlt die Geldwäscheri-
sikoanalyse die grenzüberschreitende Ver-
netzung der zuständigen Behörden und die 
Anpassung der Vorschriften an die Empfeh-
lungen der Financial Action Task Force on 
Money Laundering (FATF). Die FATF hat sich 
1989 als ein Gremium der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung formiert, um Geldwäsche und Ter-
rorismusfinanzierung zu bekämpfen. Deren 
Empfehlungen erleichtern es, verdächtige 
Geldtransaktionen aufzuspüren und zurück-

zuverfolgen. Die GIZ unterstützt die Arbeit 
der FATF-Regionalorganisationen in Latein-
amerika sowie im östlichen und südlichen 
Afrika (siehe Interview mit dem Generalse-
kretär der ESAAMLG auf S. 22).

Die Arbeit der peruanischen Geldwäsche-
meldestelle und der GIZ hat gefruchtet: Die 
Lösungsvorschläge aus der Risikoanalyse 
flossen in den neuen nationalen Anti-Geld-
wäsche-Plan ein, der im November 2017 vom 
peruanischen Ministerrat verabschiedet 
wurde.

|  Kenia:  
Weit oben im Korruptionsranking 

Auch in Kenia war Korruption in allen Regie-
rungsperioden der bisherigen Präsidenten 
Kenyatta (seit 2007), Kibaki (2002 bis 2007) 
und Moi (1978 bis 2002) ein Thema, wenn-
gleich den Präsidenten selbst nichts nachge-
wiesen werden konnte. Im Korruptionswahr-
nehmungsindex 2017 liegt Kenia von insge-
samt 178 Ländern weit oben auf Rang 145. 
Zum Vergleich: Peru belegt Platz 101, 
Deutschland Platz 10. Allein in den Panama 
Papers von 2016 konnten bislang 191 Fälle in 
Kenia vom International Consortium for In-
vestigative Journalists (ICIJ) identifiziert wer-
den. 

Einer der größten Korruptionsskandale 
war der Goldenberg-Skandal unter Daniel 
arap Moi Anfang der 1990er Jahre, bei dem 
Kenia 700 Millionen Euro durch gefälschte 
Gold- und Diamantenexporte verlor. Die Fir-
ma Goldenberg soll daran mit Wucherprovi-
sionen verdient haben. Beim Anglo-Leasing-
Skandal unter Mwai Kibaki gingen weitere 85 
Millionen Euro an Scheinfirmen verloren. 
Ein Teil davon landete über die fiktive Firma 
Anglo-Leasing und eine Schweizer Bank wie-
der auf dem Regierungskonto. 

„Die Frustration in der Bevölkerung über 
immer neue Korruptionsskandale ist groß“, 
sagt Manuel Papouschek, Berater des Global-
vorhabens. Aber es gebe in den vergangenen 
Jahren  eine verstärkte Bereitschaft zur Auf-
klärung und internationalen Zusammenar-
beit seitens der Regierung.

|  Gemeinsame Ermittlungen:  
Erfolge um 40 Prozent gesteigert

Nicht nur Korruption, auch die Nähe zu So-
malia ist ein ernsthaftes Problem. Dort nistet 
die terroristische Islamistenmiliz al-Shabaab, 
die auch vor Kenia keinen Halt macht: So 
starben 2013 bei dem Anschlag auf das West-
gate-Einkaufszentrum in Nairobi 67 Men-
schen, weitere Attentate folgten.

Insbesondere seit dem Westgate-Anschlag 
hat Präsident Uhuru Kenyatta die Auseinan-
dersetzung mit Korruption und Geldwäsche 
vorangetrieben. Dazu tragen auch die von 
der GIZ organisierten und geförderten Trai-
nings zur interbehördlichen Zusammenar-
beit bei. Allein 2016 konnten mehr als 140 
Vertreter von Finanzermittlungsbehörden, 
Staatsanwaltschaften und regionalen Ver-
mögensabschöpfungsstellen darin geschult 
werden, gemeinsam grenzüberschreitende 
Fälle zu lösen. Um eine effektive Verfolgung 
von Straftaten von der Finanzermittlung bis 
zur Rückführung des Vermögens zu fördern, 
wurden sogenannte Multi Agency Teams ge-
bildet.

Erfolgsbilanz: In den Jahren 2015 und 2016 
war Kenia in der Lage, illegale Vermögen in 
Höhe von umgerechnet 17,5 Millionen Euro 
zu beschlagnahmen. Und die kenianische 
Ethics and Anti-Corruption Commission 
(EACC) konnte die Verurteilungsrate aus ih-
ren Ermittlungen schon 2017 um über 40 
Prozent steigern.

Die Auswertung aller Datensätze aus Pana-
ma und Bermuda wird noch Jahre dauern. 
Doch der französische Wirtschaftswissen-
schaftler Gabriel Zucman macht auf der 
deutschen Homepage der Paradise Papers 
schon heute eine eindringliche Rechnung 
auf: 7,9 Billionen Euro haben Superreiche 
und Großkonzerne in Steueroasen geparkt. 
Mit diesen Billionen könnten alle Menschen, 
die zurzeit Hunger leiden, 61 Jahre lang er-
nährt werden. |  |

Saskia Eversloh 
arbeitet als wirtschafts- 
und entwicklungspoli-
tische Fachjournalistin. 
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Herr Kisanga, worin besteht die Arbeit Ihrer 
Organisation?

Wir unterstützen die Mitgliedsländer in der 
Region darin, Strategien und Gesetze zur 
Bekämpfung von Geldwäsche und Terro-
rismusfinanzierung zu entwickeln und die 
Standards, die in den 40 Empfehlungen der 
Financial Action Task Force (FATF) festgelegt 
sind, zu erfüllen. Wir beraten die Länder in 
Bezug auf die Standards und schulen sie da-
rin, Gesetze und Verordnungen zu erlassen 

und Präventivmaßnahmen zu ergreifen. Um 
gegen Geldwäsche und Terrorismusfinan-
zierung gezielter vorgehen zu können, ist es 
außerdem notwendig, die aktuellen Risiken 
und Trends der Geldwäsche in der Region zu 
untersuchen und zu verstehen. Die Ergeb-
nisse müssen dann in die Politikentwicklung 
eingebracht werden.

Welche Erfolge konnten Sie bereits verzeich-
nen?

Als Erfolg werten wir, dass in den vergange-
nen zehn Jahren viele Länder Gesetze zur 
Bekämpfung von Geldwäsche oder Terroris-
musfinanzierung  erlassen haben. Zumin-
dest auf dem Papier erfüllen sie die FATF-
Standards. Und insbesondere die Länder, die 
nationale Risikobewertungen abgeschlossen 
haben, wissen, welche spezifischen Risiken 
in ihrer nationalen Wirtschaft, aber auch auf 
institutioneller Ebene bestehen –  und tref-
fen entsprechende Vorbeugemaßnahmen.

Wie hängt Ihre Arbeit mit den globalen Ent-
wicklungszielen zusammen?

Eine der Schlüsselaussagen der Agenda 
2030 ist, dass die Ressourcen einer Region 
denjenigen  zugutekommen sollen, die in 
ihr leben. Daher müssen rechtliche Rahmen-
bedingungen sicherstellen, dass Einnahmen 
im Land verbleiben und nicht durch illegale 
Finanzströme aus den Ländern abfließen. 
ESAAMLG  bezweckt, dass alle Straftaten, 
die solche Ströme erzeugen, umfassend 
angegangen werden. Wenn Geldwäsche 
verhindert wird oder diejenigen, die heute 
von illegalen Strömen profitieren, das nicht 
mehr können, dann können wir inländische 
Einnahmen so mobilisieren, dass sie effektiv 
zu einer nachhaltigen Entwicklung der Ge-
sellschaft beitragen.

Welche Unterstützung wünschen Sie sich von 
internationalen Geberorganisationen?

Viele Länder in der Region würden gerne 
darin geschult werden, wie sie die unter-
schiedlichen und vielschichtigen Risiken der 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
bestimmen und bewerten können, die im 
jeweiligen Land vorherrschen. Wenn die Fä-
higkeit zur Risikobewertung vorhanden ist, 
sind die Länder auch in der Lage, die Risiken 
besser zu bewältigen, indem sie passende 
rechtliche Regulierungs- und Umsetzungs-
rahmen entwickeln. 

Außerdem gibt es einen Bedarf, sich gegen-
seitig auf regionaler Ebene in der Implemen-
tierung der internationalen Standards zu 
unterstützen und die Fähigkeit auszubauen, 
deren Einhaltung zu evaluieren. ESAAMLG 
ist dafür verantwortlich, diese gegenseitigen 
Evaluierungen in allen Mitgliedsländern 
effektiv umzusetzen, und könnte daher 
sehr von der Unterstützung der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit in diesem 
Bereich profitieren.    |  |

Das Interview führte Olga Ametistova, Beraterin 
des Globalvorhabens „Bekämpfung von illegalen 
Finanzströmen“ der GIZ.

„Gezielter gegen Geldwäsche  
und Terrorismusfinanzierung vorgehen“
Interview mit Eliawony Kisanga, Eastern and Southern Africa Anti Money Laundering Group (ESAAMLG)

Die Financial ActionTask Force on 
Money Laundering (FATF), 1989 von der 
Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (OECD)
gegründet, hat das Ziel, Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung zu bekämp-
fen. Mit ihren 40 Empfehlungen hat sie 
internationale Standards gesetzt, deren 
Umsetzung regelmäßig in den Mitglieds-
ländern evaluiert wird. Zum Beispiel 
sollen die Länder einen risikobasierten 
Ansatz anwenden, um sicherzustellen, 
dass Maßnahmen zur Verhinderung 
oder Minderung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung den ermittel-
ten Risiken angemessen sind. Zugleich 
haben sich aber diese Risiken für Finanz-
kriminalität und Geldwäsche mit der 
Globalisierung und Digitalisierung auch 
weiterentwickelt. 

Die FATF hat daher in den vergangenen 
Jahren ihre Standards verschärft. Insbe-
sondere Entwicklungsländer schaffen es 
jedoch oft noch nicht, die neuen interna-
tionalen Standards in nationale Gesetze 
umzusetzen und diese auch effektiv 
anzuwenden. Unterstützung erhalten sie 
dabei von der Regionalgruppe ESAAMLG 
(Eastern and Southern Africa Anti Mo-
ney Laundering Group). Sie wurde 1999 
von neun Ländern gegründet und hat 
heute 18 Mitgliedsstaaten im östlichen 
und südlichen Afrika.

FATF

Dr. Eliawony Kisanga ist Generalsekretär  
der Eastern and Southern Africa Anti Money  

Laundering Group (ESAAMLG).
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| Saskia Eversloh

Skopje Airport: Passagiere hasten durch die 
Hallen, lange Schlangen bilden sich bei der 
Abfertigung, Ansagen schallen über die 
Lautsprecher des internationalen Flughafens 

„Alexander der Große“. Nur die Gepäckkont-
rolleure scheinen unbeeindruckt von der 
Hektik. Auch Don und Fredor lassen sich nicht 
aus der Ruhe bringen. Beharrlich verfolgen sie 
ihr Ziel: eine Person, die verdächtig riecht 

– und zwar nach Geld, viel Geld.

Don, der Labrador, und Fredor, der Schäfer-
hund, sind das erste Bargeld-Spürhund-Duo 
in Mazedonien. Hunde haben sehr feine 
Nasen und erschnüffeln selbst erfinderisch 
versteckte Banknoten mit nahezu hundert-
prozentiger Sicherheit. Die beiden sind seit 
2017 im Dienst und auf Devisen wie Euro-
Noten, US-Dollar und Schweizer Franken 
trainiert. Sie riechen die verschiedenen 
Druckfarben des Papiers. Geld stinkt eben 
doch, nur überall anders.

|  Schmugglerroute Westbalkan
Don und Fred sind ein Geschenk der 
Deutschen Gesellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit (GIZ) GmbH im Auftrag 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) an 
den mazedonischen Innenminister Mitko 
Cavkov – und so die neuen Partner der 
Diensthundestaffel K9 geworden. Die kann 
Unterstützung gebrauchen: Nicht nur am 
Flughafen von Skopje, auch an den Grenzen 

zu Mazedonien, Griechenland, Albanien, 
Kosovo, Serbien und Bulgarien. Geschmug-
gelt wird dort Bargeld aus Geldwäsche nach 
Westeuropa, vornehmlich nach Deutschland, 
in die Niederlande und die Schweiz, wo es 
sicher auf den Konten liegt.

Obwohl fast alle Länder des westlichen 
Balkans EU-Kandidaten sind und sich die 
Generalstaatsanwälte in der Region schon 
2005 zur Zusammenarbeit und Vernetzung 
verpflichtet haben, bleibt die Bekämpfung 
der organisierten Kriminalität ein Knack-
punkt im Beitrittsprozess. Kokain, Opio-
ide, Waffen und auch Menschen werden 
massenhaft aus Nordafrika und Nahost über 
die Westbalkanroute nach Europa geschleust 

– und eben auch die Erlöse daraus.

Schätzungen der NGO Global Financial Inte-
grity zufolge sind zwischen 2005 und 2014 
allein aus Mazedonien, Montenegro und Ser-
bien zwischen 22 und 37 Milliarden US-Dollar 
durch sogenannte illegale Finanzströme wie 
Geldwäsche, Korruption oder auch Steuer-
hinterziehung abgeflossen. Damit werden 
für jeden Dollar, den die internationale Ent-
wicklungshilfe in den Westbalkan investiert, 
zehn Dollar illegal außer Landes gebracht – 
Geld, das in den Staatskassen für Gesundheit, 
Bildung und Sozialleistungen fehlt. 

|  Vernetzt gegen Geldwäsche 
Deshalb engagiert sich die GIZ seit Mai 
2017 gemeinsam mit dem Netzwerk der 
Staatsanwälte der westlichen Balkanstaa-

ten, ebenfalls von der GIZ gefördert, gegen  
Wirtschaftskriminalität und illegale Finanz-
ströme. Die Abschöpfung von Erlösen aus 
illegalen Machenschaften ist ein zentraler 
Punkt bei der Verbrechensbekämpfung. 

So kam die Idee auf, den mazedonischen In-
nenminister mit zwei Bargeld-Spürhunden 
zu unterstützen. Die bisherige Erfahrung in 
Westeuropa gibt diesem Ansatz Recht: mit 
Hilfe der Hunde konnten 2016 im Han-
delshafen von Rotterdam und am Schiphol 
Airport in Amsterdam 49 Passagiere wegen 
Geldwäsche festgenommen und 4,3 Millio-
nen Euro beschlagnahmt werden.

|  Um Nasenlängen voraus
„Auch wir erhoffen uns von den Hunden, 
mehr illegale Geldtransporte aufspüren und 
mehr Bargeld beschlagnahmen zu können“, 
sagt Marina Kovachich von der GIZ. Das löse 
aber noch nicht das Problem der geringen 
Anzahl daraus resultierender Gerichtsver-
fahren in Mazedonien: „Oft werden nur 
Bußgelder verhängt. Und das darf einfach 
nicht sein!“

Deshalb steht auch hier eine bessere Vernet-
zung der Finanzermittlungsbehörden an 
erster Stelle: Während der GIZ-Aktionstage 
verfolgen Polizisten, Zollfahnder und Grenz-
kontrolleure live via Video die ersten Einsät-
ze von Don und Fredor am Flughafen von 
Skopje. Trainiert sind die Bargeld-Spürhun-
de nur auf größere Mengen, damit sie nicht 
bei jedem Fünf-Euro-Schein anspringen. 

Das Bündel entwerteter Banknoten, das die 
Polizisten der K9 vorher zu Trainingszwe-
cken in einem Koffer versteckt hatten, ist 
aufgespürt. Zur Belohnung gibt es Leckerli 
vom Hundeführer, damit die Suche auf 
Dauer spannend bleibt für die jungen Rüden 
– und auch für die Trainingsteilnehmer.   |  |

 
Partner mit kalter Schnauze
Erste Bargeld-Spürhunde im Einsatz gegen Geldwäsche in Mazedonien

Saskia Eversloh 
arbeitet als wirtschafts- 
und entwicklungspoli-
tische Fachjournalistin. 

Während des  
Trainings auf dem 
Flughafengelände 
lernt Labrador Don, 
größere Bargeld-
mengen zu erspüren.  Fo
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| Monika Hoegen

Entwicklungs- und Schwellenländern 
verlieren durch betrügerische Machenschaf-
ten jedes Jahr enorme Summen. Die Rückgabe 
dieser Beträge gestaltet sich schwierig. Auch 
muss dafür Sorge getragen werden, dass das 
Vermögen nicht erneut in illegale Kanäle 
gerät, statt für Armutsbekämpfung und 
nachhaltige Entwicklung eingesetzt zu 
werden. 

Im Fall von Kasachstan ging es um 115 
Millionen US-Dollar. James Giffen, ein 
Geschäftsmann, und Bryan Williams, ein 
früherer Repräsentant der Ölfirma Mobil 
Oil, hatten diese Summe mittels Geldwäsche 
und Betrug illegal auf ein Schweizer Konto 
geschafft. Der Prozess gegen sie, bekannt als 

„Khazakhgate“, begann in den 1990er Jahren 
und dauerte bis 2010. Viele weitere Jahre 
dauerte es, das Geld seinem rechtmäßigen 
Besitzer zurückzugeben, der Bevölkerung 
des zentralasiatischen Landes. 

Um das gestohlene Vermögen zurückgeben 
zu können, hatten sich die Regierungen von 
Kasachstan und der Schweiz, die USA, die 
Weltbank und die Organisationen Save the 
Children und IREX zusammengetan. Einfach 
war das nicht. „Ich kann die Anzahl der Tref-
fen und Telefonate gar nicht mehr zählen, 
die wir brauchten, bis alle an einem Strang 
zogen“, sagte Hans Jürgen Gruss, einer der 
Verantwortlichen für die Rückführungsak-
tion, später.   

Das ist kein Einzelfall. Jedes Jahr werden 
den Entwicklungs- und Schwellenländern 
durch betrügerische Machenschaften riesige 
Summen entzogen. Dieser Diebstahl trifft 
die Ärmsten der Armen am härtesten. Denn 
das Geld fehlt den Staaten für dringend 
notwendige öffentliche Ausgaben, wie 
Schulen, Krankenhäuser oder andere Sozial-
leistungen. Die internationale Gemeinschaft 
hat das Problem erkannt. Im Rahmen der 
UN-Konvention gegen Korruption entstand 

2006 die zwischenstaatliche Arbeitsgruppe 
der Vereinten Nationen zur Rückgabe von 
Vermögenswerten. Auch die Konferenz zur 
Entwicklungsfinanzierung in Addis Abeba 
2015 und die UN-Nachhaltigkeitsziele haben 
das Thema prominent auf die politische 
Agenda gesetzt. Seit Mai 2015 unterstützt 
das Globalvorhaben „Bekämpfung von ille-
galen Finanzströmen“ der Deutschen Gesell-
schaft für Internationale Zusammenarbeit 
(GIZ) GmbH im Auftrag des Bundesministe-
riums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) die Partnerländer 
darin, Geldwäsche besser zu ermitteln und 
abgeschöpfte Vermögenswerte zurück-
zubekommen. 

Dennoch bleibt all das ein schwieriger 
Kampf. Beispiel Nigeria: Das Land ver -
liert jährlich Milliarden US-Dollar durch 
Betrügereien großen Stils. Die Regierung 
unter Präsident Muhammadu Buhari hat die 
Rückgabe gestohlenen Vermögens zu einer 
ihrer Prioritäten erklärt. Doch das ehrgeizige 

Vorhaben stößt auf Hürden. Grund dafür 
ist unter anderem die Frage, welche der 
vielen Antikorruptions-Institutionen für die 
Bemühungen um Rückgabe zuständig ist. 
Ein komplexes System an Zuständigkeiten, 
der schwierige Austausch sensibler Daten 
sowie unterschiedliche Rechtssysteme – all 
das erschwert auch anderswo den Rück-
gabeprozess. So konstatiert ein Bericht der 
Weltbank, dass zwar Vermögenswerte in 
Höhe von 1,4 Milliarden US-Dollar zwischen 
2010 und 2012 eingefroren, aber nur etwa 
150 Millionen zurückgeführt wurden. 

Ein weiteres Problem: Einerseits erheben 
die Opferländer mit Recht den Anspruch, 
zurückgegebene Gelder eigenverantwortlich 
zu nutzen. Andererseits fürchten die Regier-
ungen zurückgebender Länder und zivilge-
sellschaftliche Organisationen, das Vermö-
gen könnte dann erneut in illegale Kanäle 
geraten, anstatt für Armutsbekämpfung 
und nachhaltige Entwicklung eingesetzt zu 
werden. 

Um dieser Gefahr zu begegnen, wurde in 
Kasachstan die unabhängige BOTA-Stiftung 
gegründet, die  zurückerhaltene Gelder 
zugunsten benachteiligter Kinder und 
Jugendlicher verwendet. So erhielten 74.000 
Kinder frühkindliche Erziehung und 21.000 
junge Leute eine Berufsausbildung. Ein 
weiterer Teil der Gelder wurde für die Ge-
sundheitsfürsorge schwangerer Frauen und 
für Trainings für Eltern behinderter Kinder 
ausgegeben. Das Beispiel Kasachstans zeigt: 
Einfache Lösungen gibt es nicht und jeder 
Fall ist anders gelagert. Aber Transparenz, 
ein verlässliches Rechenschaftssystem und 
die Einbindung der Zivilgesellschaft sind 
unabdingbare Voraussetzungen für jeden 
Rückholprozess gestohlener Gelder – und 
dafür, das Vermögen endlich zum Wohle 
aller einzusetzen.    |  |

Zurück in die richtigen Hände

Gestohlenes Vermögen an die Herkunftsländer zurückzugeben ist kein einfacher Prozess

Monika Hoegen
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punkt Entwicklungs politik.

Rückgabe gestohlener 
Vermögensgüter kann 
die Entwicklungsziele 
der Agenda 2030 
unterstützen, unter 
anderem im Bildungs-
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| Lea Flaspoehler

Das Wachstum der Städte geht einher 
mit einer steigenden Nachfrage nach 
kommunalen öffentlichen Dienstleis-
tungen. Dazu zählen neben sozialen 
Diensten und kommunaler Infrastruk-
tur auch öffentliche Bildungseinrich-

tungen und Bürgerbüros. Doch wie 
können Städte und Kommunen in Ent-
wicklungsländern die zusätzliche Ver-
antwortung finanziell bewältigen?

Ein Teil der Verantwortung liegt bei den Städ-
ten und Kommunen selbst. Denn sie sind auf-
gerufen, vermehrt eigene Einnahmen zu ge-
nerieren und diese für Leistungen für ihre 
Bürgerinnen und Bürger einzusetzen. Zumin-
dest fordern das internationale Vereinbarun-

gen und Rahmendokumente wie die Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung mit der 
Addis Ababa Action Agenda als einem ent-
scheidenden Bestandteil. Die Generierung 
von Eigeneinnahmen auf kommunaler Ebene 
ist ein komplexer Prozess, der sowohl staatli-
che Reformen als auch die Stärkung der Kapa-
zitäten lokaler Verwaltungen und Regierun-
gen erfordert. Die Bevölkerung muss dabei 
einbezogen werden. Sie hat ein Recht, zu er-
fahren, wohin ihr Geld fließt, das sie an die 
Kommune und auch an die nationale Steuer-
behörde zahlt. Ohne ein transparentes und 
effizientes lokales Finanzmanagement kann 
man kaum mehr Steuern erheben.

| Einkommensquellen 
Das Einkommen von Lokalregierungen setzt 
sich grundsätzlich aus drei Quellen zusam-
men: Gebühren, Steuereinnahmen und Fi-
nanzzuweisungen aus dem nationalen Bud-
get. Zusätzlich gibt es in einigen Ländern fi-
nanzielle Ausgleichsmechanismen zwischen 
reicheren und ärmeren Gebietskörperschaf-
ten. Darüber hinaus ist es wenigen wirt-
schaftlich starken Lokalregierungen erlaubt, 
Kredite aufzunehmen und zum Beispiel über 
öffentlich-private Partnerschaften Gelder zu 
generieren.  

Die Verwendung der Gelder aus diesen drei 
Einkommensquellen folgt einem System. 
Idealerweise sind Einnahmen aus Gebühren 
der Bürgerinnen und Bürger die finanzielle 
Gegenleistung dafür, dass diese Personen 
kommunale Leistungen wie die Bereitstel-
lung von Trinkwasser oder die Müllentsor-
gung in Anspruch nehmen. Gleichzeitig stel-
len Kommunen öffentliche Dienste zur Ver-
fügung wie etwa Polizei, Feuerwehr oder die 
öffentliche Beleuchtung. Diese Dienste sind 
allen Bürgern zugänglich und ihre Finanzie-
rung wird meist über Steuereinnahmen gesi-
chert. Dazu zählen sowohl Steuern, die direkt 
von der Kommune eingezogen werden, als 
auch Steuern, die zunächst von nationalen 
Steueragenturen erhoben werden, dann aber 

Wohin fließt mein Geld? 
Was Städte für ihre Bürgerinnen und Bürger leisten und womit sie sich finanzieren 

Fo
to

: O
lli

vi
er

 G
ir

ar
d

FADeC-finanzierte Infrastruktur in Natitingou, 
Benin. FADeC ist der Mechanismus, über den 
Kommunen  Finanzmittel für entwicklungsför-
dernde Investitionen erhalten.
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als Transfers wieder zurück in das kommu-
nale Budget fließen. Wirtschaftlich starke 
Kommunen und Städte, die ein funktionie-
rendes und transparentes System der öffent-
lichen Finanzen haben, finanzieren über Kre-
dite und Kooperationen mit der Privat- und 
Bankwirtschaft größere Projekte, vor allem 
im Bereich der Infrastruktur. Als Vorausset-
zung gilt, dass sie Rücklagen und Sicherhei-
ten vorweisen können. 

| Die kommunalen Einnahmen erhöhen
Die Eigeneinnahmen von Kommunen und 
Städten zu stärken bedeutet, sie im Rahmen 
gesetzlicher Vorgaben sicherzustellen und zu 
erhöhen. Wenn Kommunen aus eigenen Ein-
nahmen und Gebühren mehr Geld zur Verfü-
gung haben, bekommen sie einen größeren 
Spielraum, um eigene Prioritäten umzuset-
zen und das nationale Budget zu entlasten. 
Durch transparent erhobene und eingesetzte 
Einnahmen können Menschen vor Ort von 
verbesserten Dienstleistungen profitieren 
und sehen direkte positive Auswirkungen. So-
mit kann die Stärkung der Eigeneinnahmen 
auch zu einem besseren Verhältnis zwischen 
Bürgerinnen und Bürgern und ihrer kommu-
nalen Regierung führen. 

Vor allem Kommunen in weniger entwickel-
ten Ländern sind auf eigene Einnahmen ange-
wiesen. Denn hier werden oft weniger als zehn 
Prozent des nationalen Budgets auf lokaler 
Ebene ausgegeben und Transfers von Nati-
onalregierungen sind unzuverlässig. Häufig 
gelangen sie verspätet oder gar nicht an die 
Kommunen. Ein Beispiel aus Benin: Zwar sind 
Kommunen zuständig für die grundlegende 
Bereitstellung von öffentlichen Dienstleistun-
gen, dennoch übernehmen nationale Fachmi-
nisterien noch einige kommunale Aufgaben. 
An die kommunalen Verwaltungseinheiten, 
die im Auftrag nationaler Fachministerien 
stehen, werden durchschnittlich nur 3,84 
Prozent (Stand 2016) des nationalen Budgets 
übertragen. Insgesamt betrug 2016 der Anteil 
der kommunalen Ausgaben an den Gesamt-
ausgaben des Staates 6,20 Prozent. 

|  Ansätze der Zusammenarbeit  
mit Städten und Kommunen

Seit Beginn der 1990er Jahre setzt sich in zahl-
reichen Entwicklungsländern ein Trend zur 
Dezentralisierung durch. Ein Bestandteil von 
Dezentralisierungsreformen ist die graduelle 
Übertragung von Einnahme- und Ausgabe-
kompetenzen der Zentralregierung an Kom-
munen und Städte, die sogenannte Fiskalde-
zentralisierung. Die Deutsche Gesellschaft für 
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH 
unterstützt solche Reformen im Auftrag des 
Bundeministeriums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ) seit 
über 25 Jahren. Ein wichtiges Ziel bei der Bera-
tung für Verwaltungen, Regierungen und Par-
lamente ist, dass sie öffentliche Mittel für 
bürgernahe Leistungen bereitstellen und ver-
antwortlich verwenden – und das sowohl in 

der Hauptstadt als auch auf kommunaler 
Ebene. Die Eigeneinnahmen aus Steuern und 
Gebühren sollen steigen, ein effizientes loka-
les Finanzmanagement entstehen. Dazu wer-
den auf nationaler Ebene Reformen, wie etwa 
der Finanztransfer an Kommunen, angesto-
ßen. 

In Benin unterstützt das GIZ-Vorhaben zur 
Dezentralisierung und Kommunalentwick-
lung 25 von insgesamt 77 Kommunen. Mit 
Coaching-Maßnahmen werden kommuna-
le Verwaltungen geschult. Sie erhalten auch 
Hilfestellung bei der Einführung und Um-
setzung eines ergebnisorientierten Manage-
mentsystems. So war es der Kommune Zogbo-
domey mit etwas über 90.000 Einwohnern 
in 80 Dörfern möglich, von 2014 bis 2016 die 
Einnahmen aus der ländlichen Wasserversor-
gung um mehr als das Doppelte zu erhöhen 
(von 500.000 CFA, rund 760 Euro, auf circa 
1.120.000 CFA, 1700 Euro). Ein Großteil der 
kommunalen Infrastruktur zur Wasserversor-
gung der Bevölkerung in Zogbodomey ist ver-
pachtet. Es herrscht ein Geben und Nehmen 
zwischen der Kommune, den Betreibern und 
der Bevölkerung. Die Kommune verpflichtet 
sich, anfällige Reparaturen zu übernehmen, 
gleichzeitig entrichten private Betreiber Was-
sergebühren an Kommunen. Das Resultat ist 
sauberes Trinkwasser und eine bessere Ver-
sorgung der Bürgerinnen und Bürger. 

Es braucht Zeit und Geduld, bis solche Re-
sultate zustande kommen. Beteiligung und 
Mitsprache der Bürgerinnen und Bürger ist 
unumgänglich, denn nur so erfährt die Kom-
mune von den Bedürfnissen ihrer Bevölke-
rung. Deswegen wird neben der Schulung 
von Kommunen die Sensibilisierung der Bür-
gerinnen und Bürger und der Austausch zwi-
schen allen Beteiligten gefördert. 

Development Partners Net-
work on Decentralisation and 
Local Governance (DeLoG)

DeLoG ist ein Netzwerk von 29 bi- und 
multilateralen Entwicklungspartnern, 
aktiv im Bereich Dezentralisierung 
und Local Governance. DeLoG bietet 
eine Plattform für den Wissens- und 
Erfahrungsaustausch, erstellt Publikati-
onen zu Kernthemen wie zum Beispiel 
Fiskaldezentralisierung und fördert mit 
Präsenz- und E-Learning-Kursen die ge-
meinsame Kompetenzentwicklung und 
Wissensvermittlung der Mitgliedsor-
ganisationen. Das Sekretariat des Netz-
werkes ist in der GIZ angesiedelt.

Dezentralisierung
Dezentralisierung beschreibt den Pro-
zess der Übertragung von Zuständig-
keiten, Personal und Finanzmitteln von 
einer übergeordneten Regierungs- und 
Verwaltungsebene auf eine untergeord-
nete Regierungs- und Verwaltungsebene. 
Der Prozess ist hochpolitisch und zieht 
sich über einen Zeitraum von mehreren 
Jahrzehnten hin.
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Wie ein verstärkter Bürger-Staat-Dialog 
und eine erhöhte Transparenz über den Fi-
nanzhaushaushalt und andere kommuna-
le Entscheidungen herbeigeführt werden 
kann, zeigt das Beispiel Palästina. In den Pa-
lästinensischen Gebieten führt die GIZ ein 
Reformprogramm zur Kommunalentwick-
lung durch. Mit dem Ziel, die Beziehungen 
zwischen Staat und Bürgern zu verbessern, 
werden Kommunalregierungen darin unter-
stützt, kommunale Dialogplattformen und 
moderne Kommunikationswege zu den eige-
nen Bürgern aufzubauen. Ein solches Instru-
ment sind Public Hearings: Bei moderierten 
öffentlichen Anhörungen können Bürger 
ihnen wichtige Themen vorbringen und mit 
Vertretern der Kommune diskutieren. Zudem 
kann die Kommune über Haushaltsentschei-
dungen und das Budget informieren. 

Ähnlich verhält es sich in Ruanda, wo die 
GIZ im Bereich Dezentralisierung aktiv ist: 
Über Dialogforen können die Bürgerinnen 

und Bürger Einfluss auf kommunale Pla-
nungsprozesse nehmen. Darüber hinaus ar-
beitet das Dezentralisierungs-Vorhaben im 
Bereich der Fiskaldezentralisierung. So wur-
den 2016 100 Distriktangestellte im Bereich 
interne Rechnungsprüfung fortgebildet, da-
mit sie interne Qualitätskontrollen lokaler 
Finanzmanagement-Prozesse durchführen 
können. Dadurch verbessert sich langfristig 
die Qualität der Verwaltung kommunaler Fi-
nanzmittel. Auf nationaler Ebene arbeitet 
das Vorhaben mit der nationalen Steuerbe-
hörde zusammen und leistet unter anderem 
Beratungstätigkeiten zur effektiveren Regist-
rierung von Steuerzahlern, Erhöhung der 
Steuerehrlichkeit und Sensibilisierungs- und 
Aufklärungskampagnen für Steuerzahler. 

Die Erhöhung von Eigeneinnahmen auf lo-
kaler Ebene kann Transferleistungen des 
Staates nicht ersetzen. Aber sie bietet Städ-
ten und Kommunen eine Möglichkeit, eigen-
verantwortlich zu planen, durch einen trans-

parenten Umgang mit Geld das Vertrauen 
der Bevölkerung in die lokale Regierung zu 
erhöhen und die lokale Zukunft  mit ihnen 
gemeinsam zu gestalten.    |  |

Weiterführende Links: 

DeLoG Website: www.delog.org
GIZ-Ansatz: Dezentrale Regierungs- und Verwal-
tungssysteme: bürgernah, demokratisch und leis-
tungsfähig: www.giz.de/fachexpertise/downloads/
giz2014-de-dezentralisierung_dezentrale_regie-
rungs-_und_verwaltungssysteme.pdf

Lea Flaspöhler
ist als Beraterin im GIZ-
Vorhaben Governance für 

"Dezentralisierung" und 
"Local Governance" zustän-
dig und im Sekretariat des 
DeLoG Netzwerkes tätig. 

Öffentliche Anhörung in  
der Kommunalverwaltung  
von Nablus, Palästina.
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